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Berlin, den 15. Ottovber 1935 


16. zahogang 


Polen und die Sanktionen 


Durch den Beſchluß des Völkerbundes im italieniſch⸗ 
abeſſiniſchen Konflikt iſt Polen zur Entſcheidung in einer 
Frage gedrängt worden, aus der es ſich am liebſten ganz 
herausgehalten hätte. Die polniſche Oeffentlichkeit iſt in einen 
Zwieſpalt von Neigung und Notwendigkeit geraten. Auf der 


einen Seite iſt ihr der Gedanke zweifellos wenig angenehm, 


durch die Teilnahme an Sanktionsmaßnahmen ſich unter Um- 


ſtänden die mit einem gewiſſen Gefühl der Dankbarkeit emp⸗ 


fundene italieniſche Sympathie zu verſcherzen. Auf der an⸗ 
deren Seite aber ſieht fie im allgemeinen die praktische Not⸗ 
wendigkeit ein, der überlegenen Kraft des britiſchen Melt: 
reiches Rechnung zu tragen. Vor einiger Zeit noch hat Polen 
in Genf ſich bemüht, die dortige Stellung Italiens durch 
vermittelndes Eingreifen nach Möglichkeit zu erleichtern; und 
die polnische Preſſe hat damals mit ſichtlichem Stolz über die 
Anerkennung berichtet, die Muſſolini der „wohltuenden Hal— 
tung Polens“ gezollt hat. 

Aber Polen liegt eben doch zu ſehr am Rande der durch 


dem oſtafrikaniſchen Krieg ausgelöſten Ereigniſſe, um in ent⸗ 


icheidender Weiſe in fie eingreifen zu können. Abgeiehen 
von der in Polen gern herausgeſtellten kulturellem Verbunden⸗ 
heit mit den lateiniſchen Völkern, ſpielen in dieſem Falle wohl 
auch die kolonialen Hoffnungen Polens eine 
nicht unbeträchtliche Rolle. Die Begrürdung, die Italien 
für fein Vorgehen gibt, daß es als der „große Prolelarier 
unter den Völkern“ Lebensraum für ſeinen Merichenüberſchuß 
brauche, wird in Polen nicht nur für richtig gehalten, ſon⸗ 
dern zum Anlaß gencmmen, um daran zu erinnern, daß 
Polen ſich in eimer ganz ähnlichen Lage befinde und gleich— 
falls ein Recht darauf habe, von dem kolonialen Reichtum 
der Großen, die die Welt unter ſich aufgeteilt haben, ſeinen 
Teil zu erhalten. Im ſtillem hegt man in Polen die Hoffnung, 
daß die aktive Kolonialpolitik Italiens ſich irgendwie vorteil⸗ 
haft für die polniſchen Kolonialpläne auswirken werde. Die 
polniſchen Gefühle neigen in der Hauptſache 
zweifellos auf die italieniſche Seite, die 
nüchterne lleberlegung aber gebietet, ſich 
nicht in einen offenen Gegenſatz zu England 
zu ſtellen. N 
Polen hat ſich zu einer Teilnahme an den 
Sanktions maßnahmen, über die man ſich in Genf 
etwo einigen Jollte, entſchloſſen. Es hat dabei aber die Hoffnung, 
daß die Genfer Beſchlüſſe nicht allzu ſchroff ausfallen mögen 
und daß ſie vor allen möglichſt wenig enthalten, was geeignet 
iſt, Polen allzu ſehr in die gegen Italien gerichteten Maß⸗ 
nahmen zu verwickeln. Solange es ſich nur um wirtſchaft⸗ 
liche Sanktionen handelt, wird Polen hiervon nur in ge- 
ringerem Maße betroffen. Der Handelsverkehr Polens mit Ita⸗ 
lien macht nur knapp 3 v. H. ſeines auswärtigen Geſanmt⸗ 
handels aus. Allerdings iſt die Handelsbilanz mit Italien 
für Polen aktiv. Auch find in Italien große Beträge für 
polniſche Warenlieferungen eingefroren, an deren Bezahlung 
im Falle einer Beteiligung Polens an den Sanktionsmaß⸗ 
nahmen wohl ſchwerlich zu denken ſein würde: und ſchließlich 
müßte Polen in dieſem Falle auf die Gewinne verzichten, 
die es ſonſt ſehr wahrſcheinlich aus ſeinen Kriegsliefe⸗ 
rungenenach Italien zu ziehen vermöchte und an denen 


beſonders die Lodzer Textilinduſtrie und die polniſche Land⸗ 
wirtſchaft intereſſiert ſein dürften. Andererſeits aber fällt doch 
die Tatſache, daz England der bedeutendſte Han⸗ 
delspartner Polens ift, mit dem man es micht ver⸗ 
derben darf, ſchwer ins Gewicht. Maßgebend dafür, daß Polen 


in Genf nicht dem Beiſpiel Ungarns und Oeſterreichs gefolgt 


iſt, iſt aber auch die ſeit längerer Zeit ſchon zu beobachtende 
Tendenz der polniſchen Außenpolitik, ſich 
an der engliſchen Haltung zu orientieren. In den 
Kreiſen des Warſchauer Außenmimiſteriums wird gar kein 
Hehl daraus gemacht, daß es für Polen weſentlich ſchwerer 
geweſen wäre, ſich Deutſchland zu nähern, wenn Englend 
nicht auf dieſem Weg vorangegangen wäre, und wenn Eng⸗ 
land damit (wie vor allem wieder durch das Flottenabkommen 
mit Deutſchland) nicht der Außenpolitik Polems eine 
gewiſſe Rechtfertigung gegenüber Frankreich gegeben hätte. 
Dieſe bewährte Parallele zum Foreign Office möchte das 
Brühliche Palais verſtändlicherweiſe jetzt nicht zugunſten 
irgendwelcher, vielleicht recht lebhafter, aber ſicher chanceri⸗ 
loſer Gefühle verlaſſen. 
Allerdings hat auch die nüchtern denkende Warſchauer 
Außenpolitik dem euglifhen Vorgehen gegen⸗ 
über ein ſehr weſentliches Bedenken. Dieſes 
entfpringt der offenſichtlichen und begründeten Abneigung 
Polens gegen kollektive Aktionen. Es iſt im 
Grunde dieſeſbe Befürchtung, die die polnische Regierung 
ſeinerzeit vom Oſtpakt abrüden ließ und die ſie jetzt wieder 
erfüllt: die Befürchtung, daß kollektive Maßnahmen, die im 
Namen der „bedrohten Sicherheit“ oder des „gefährdeten 
Friedens“ ergriffen werden, letzten Endes dazu führen werden, 
einen an ſich lokaliſierbaren Krieg zu generaliſieren. Daß der 
ſowjetrufſiſche Nachbar ein fo auffälliges Intereſſe an einem 
Syſtem der „kollektiven Sicherheit“ zeigt, dürfte für Polen 
Grund genug fein, dieſer Art von Politik nit Mißtrauen 
gegenüberzuſtehen. Und daß es ausgerechnet die Sowjet- 
union iſt, die die engliſche Sanktionspolitik nicht nur unter- 
ſtützt, ſondern noch weiterzutreiben und ſogar auf die 
Staaten auszudehnen bemüht iſt, die ſich an den gegen 
Italien gerichteten Maßnahmen nicht beteiligen wollen, das 
veranlaßt die polniſche Politik zu einer verſtändlichen Zurück— 
haltung gegenüber den britiſchen Plänen. In dieſem Punkte 
hält auchdie polniſche Regierungspreſſe nicht mit 
ihrer Kritik an der engliſchen Haltung zurück. 
Das amtliche Polen wird jedenfalls kei nen beſon deren 
Eifer in der Durchführung etwa verlangter 
Sanktions maßnahmen beweiſen. Es wird ſich 
ſo verhalten, daß es eben noch von ſich behaupten kann, als 
loyales Mitglied des Völkerbundes die einmal gefaßten Be- 
ſchlüſſe eingehalten zu haben. Darüber hinaus aber empfin⸗ 
det es keinen Anlaß, ſich für die antiitalieniſchen Pläne Eng- 
lands zu engagieren; denn es hat dabei durch allzu großen 
Eifer (ſo wie die Dinge jetzt liegen) kaum etwas zu ge: 
winnen, und von dem ideellen Beiwerk, mit dem die 
Sanktionen umgeben werden, hält es nicht viel. Das nicht⸗ 
amtliche Polen aber wird ſeine Sympathien in dieſem 
Konflikt je nach Temperament und politiſcher Einſtellung 
verteilen. \ Dr. K. 
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Triumph des Deutſchtums 


„Die litauiſche Staatsführung verkennt die Grundlage, 
aus der heraus der europäiſche Oſten Geſtalt bekam, aus der 
auch der Grundſatz von der Achtung fremden Volkstums ab» 
geleitet iſt. Die deutſche Volkstumsbewegung war es, die in 
der Romantik ſo nachhaltig auf viele Völker wirkte und das 
Geſicht Oſteuropas von Grund auf neu geſtaltete. Es gibt 
Völker, die ohne dieſes geiſtige Geſchenk der 
deutſchen Nation nicht mehr auf der Land⸗ 
karte zufinden wären. Dazu gehört Litauen.“ 

Das Ergebnis 

Die Wahlen zum Memellandtag, die am 29. und 
30. September d. Is. ſtattfanden, haben die Wahrheit dieſer 
Worte des Reichsminiſters Dr. Goebbels von neuem er— 
wieſen. Die Deutſchen ſind mit einer, die Litauer mit ſechs, 
3. T. untereinander verbundenen Liſten in den Wahlkampf 
gegangen. Auf der deutſchen Liſte haben 29, auf den 
litauiſchen Liſten insgeſamt 158 Kandidaten geſtanden. Es 
ſind für die deutſchen Kandidaten insgeſamt 1 592 604, auf 
die litauiſchen 369 457 gültige Stimmen abgegeben worden, 
d. h. für die deutſchen 81,17 v. H. und für die litauiſchen 
18,83 v. H. (Jeder Wähler hatte 29 Stimmen.) Danach hat 
die Memelländiſche Einheitsliſte 24 Mandate erhalten; die 
ſechs litauiſchen Liſten haben ſich mit 5 Mandaten zufrieden 
geben müſſen. Das Kräfteverhältnis im Memellandtag hat 
ſich alſo gegenüber den Wahlen von 1932 nicht geändert. 

Die läſtigen Aufpaſſer 

Eimen Triumph des Deutſchtums hat die engliſche Preſſe 
das Ergebnis der memelländiſchen Landtagswahlen genannt. 
Und ſelbſt die franzöſiſchen Blätter ſprachen vorn dem nieder⸗ 
ſchmetternden Eindruck, den dieſes Ergebnis auf die verant⸗ 
wortlichen Kreiſe in Kauen gemacht hat. Dieſe Kreiſe ſind 
wohl von vornherein nicht beſonders optimiſtiſch geweſen; aber 
ſie hatten doch mit Beſtimmtheit auf 8 oder gar 10 litauiſche 
Sitze im Memellandtag gerechnet, auf eben“o viele Sitze, wie 
diofwendig find, um den Landtag durch Obſtruktion je nach 
Bedarf lahmlegen zu können. Am liebſten wäre es ihnen freilich 
„geweſen, wenn fie die Wahlen überhaupt nicht hätten veran⸗ 
ſtalten brauchen, oder weiin ihnen das Ausland wenigſtens 
den Gefallen getan hätte, ſich um die Bedingungen, unter 
denen der neue Landtag zuſtande kommt, nicht zu kümmern. 
Man kann nun, weiß Gott, nicht behaupten, daß ſich die 
Signatarmächte ſo, wie es ihrer moraliſchen Verpflich⸗ 
tung und den Umſtädiden entſprochen hätte, des Memellandes 
angencanmen haben. Aber die Auftmerkſamkeit, die das Aus⸗ 
land in letzter Zeit, vor allem unter dem Eindruck der Nürn⸗ 
berger Reichstagsrede des Führers, den memelländiſchen Er— 
eigniſſen zugewandt hat, hat immerhin ausgereicht, um die 
Litauer an der Verwirklichucig einiger, urſprünglich geplanter 
Aktionen zu hindern, mit deren fie während der Wahlen ſelbſt 
unnd dann während der Auszählung der Stimmen die Volks⸗ 
meinung zu „korrigieren“ gedachten. Es ſind in den entſchei⸗ 
denden Tagen über 60 ausländiſche Journaliſten 
in Memel geweſen, und die Signatarmächte hatten ſich 
noch ien letztecr Augenblick dazu entichloſſen, ihre diplom a⸗ 
tiſchen Vertreter in Kauen als Beobachter 
nach Memel zu ſchicke n. Die Litauer haben bei frühe⸗ 
ren Gelegenheiten ſchon häufig durch Verhaftungen, Auswei⸗ 
ſungen und andere Schikanen zu erkennen gegeben, wie un⸗ 
gemein peinlich ihnen dieſe ausländiſchen Aufpaſſer ſind, und 
ſie haben mehr als ſonſt noch bei dieſen Wahlen die unge⸗ 
ſchriebenen, aber dennoch wirkſamen Geſetze der internationalen 
Höflichkeit zum Teufel gewünſcht, die es ihnen verbieten, diele 
wißbegierigen Gäſte kurzerhand über die Grenze zu ſchieben. 

Die Vorbereitung der Wahlen 


Aber am deen von langer Hand vorbereiteten Maß nah⸗ 
men zur Verfälſchung und Unterdrückung des 
memelländiſchen Volkswillens hat weder die 
Anweſenheit der privaten und amtlichen Beobachter noch die 
hinter verſchloſſenen Türen in Genf erfolgte Uleiterredung des 
litaulichen Außenminiſters mit den Vertretern der Signatar⸗ 
mächte etwus geändert. Einige Tatſachen, die die Bedin- 
gungen, unter denen die Wahlen ſtattfanden, hinreichend cha⸗ 
rakteriſieren, ſeien hier noch einmal zulammengefaßt: Seit 
1926 herricht im Mernelgebiete der Kriegszuſtand. Seit 
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Anfang 1934 laſtet auf dem Gediet der phyſiſche und mora— 


liſch Druck des Geſetzes zum Schutze von Volk und 
Staat, das jede Wahrnehmung volksdeutſcher Belange mit 
Zuchthausſtrafen belegt. Seit 15 Monatem wird das Gebiet 
von litauiſchen Direktorien regiert, die im Wider: 
ſpruch zu den verpflichtenden Beſtimmungen 


des Statutes ernannt worden find. Vier führenden 
Kandidaten der Memelländiſchen Einheitsliſte iſt noch 
kurz vor der Wahl die litauiſche Staatsbür⸗ 


gerſchaft aberkannt worden. Einer nicht genau feſt⸗ 


zuſtellenden Zahl von Memelländern haben die litaulſchen 


Behörden unter verſchiedenen Vorwänden das Wahlrecht 
entzogen. Dagegen iſt innerhalb Jahresfriſt bis zum 
29. September nahezu 11000 Perſonen, die aus Groß⸗ 
litauen importiert worden ſind, das memelländiſche 
Bürgerrecht und damit das Wahlrecht zuer⸗ 
kannt worden. Ebenſo hat man den litauiſchen Militär⸗ 
perſonen und Grenzpolizeibeamten das Wahlrecht gegeben. 
Die geſamte verwaltungsmäßige Vorbereitung der Wahlen 
hat ausſchließlich in lit auiſchen Händen gelegen. 


Das Wahlſyſtem 


Die Litauer haben ſich mit dem komplizierten Wahlſyſtem, 
das ſie ſich ausgedacht hatten, vor aller Welt gehörig 
blamiert. Die Organiſation hat nirgends geklappt. Die 
Zahl der Wahllokale, die in den Landkreiſen von 198 
auf 63 herabgefetzt worden war, erwies ſich als viel zu gering. 
In den Lokalen ſelbſt waren viel zu wenig Wahlzellen 
aufgeſtellt worden. Die Wähler drängten ſich an den Tiſchen 
und Stühlen oder breiteten ihre Stimmzettel, wenn ſonſt kein 
Platz mehr vorhanden war, einfach auf denn Fußboden aus. 
Die Blocks mit den 187 Stimmzetteln, die jeder Wähler er- 
hielt und aus denen er die ihm zuſagenden 29 Kandidaten 
herauszuſuchen hatte, bereiteten viel Kopfzerbrechen. Die 
Litauer hatten berechnet, daß jeder Wähler in durchſchnittlich 
fünf Minuten fein Wahlgeſchäft erledigt haben könate. Aber 
der Berichterſtatter des Pariſer „Intransigcant“ hat beobachtet, 
daß einer der höchſten litauiſchen Beamten des Memelgebietes 
ſelber zehn Minuten gebraucht hat, um die „richtigen“ Zettel 
zu finden. Es war von vornherein klar, daß eine zwölf⸗ 
ſtündige Wahlzeitnicht ausreichen würde, um 
alle Wähler ihr Wahlrecht ausüben zu laſſen. Tat ächlich ſind 
ja auch am 29. September nur etwa 40 v. H. der Wahlberech⸗ 
tigten zur Stimmabgabe gekommen, während die anderen ſich 
vergebens ſtundenlang angeſtellt hatten. Die Litauer hatten 
vermutlich von vornherein damit gerechnet, und ſie hatten 
ſehr wahrſcheinlich gehofft, auf ſolche, höchſt einfache Weiſe 
einen großen Teil der Memelländer um ihr Wahlrecht betrü⸗ 
gen zu können. Aber ſie hatten dabei wieder einmal nicht an 
die ausländiſchen Journaliſten gedacht, die ſich keine jo blöde 
Komödie, wie ſie da beabſichtigt war, vormachen laſſen. Nicht 
irgendein Gefühl für Gerechtigkeit, ſondern die Zeugenſchaft 
der fremden Beobachter iſt es geweſen, die die litauiſche Re⸗ 
gierung noch am Abend des 29. September dazu veranlaßt 
hat, die Wahl am nächſten Tage fortzuſetzen. 


Vewundernswerte Disziplin der Memeldeutſchen 


Die Memelländer haben ſich durch keinen Terror und 
durch keine Schikane einſchüchtern laſſen. Sie haben eine 
Diſziplin und eine Selbſtbeherrſchung bewieſen, 
die ſelbſt von den mit Litauen ſympathiſierenden Ausländern 
mit Bewunderung anerkannt worden iſt. Es hat den Litau⸗ 
ern ſicherlich wenig Freude bereitet, die Berichte der franzö⸗ 
ſiſchen, engliſchen, ſchwediſchen und ſonſtigen ausländiſchen 
Zeitungen über den Verlauf der Wahlen zu leſen. Nach einer 
Anerkennung ihrer organiſatoriſchen Begabung oder ihrer mo⸗ 
raliichen Qualitäten haben fie in dieſen Berichten wohl ver⸗ 
gebens geſucht. Dagegen haben fie über die beſonnene und 
aufrechte Haltung der Memeldeutſchen dort manch lobende 
Bernerkung gefunden. So heißt es z. B. in einem Bericht der 
Londoner „Times“ u. a.: „Die Bevölkerung überſtand die 
Verzögerungen und Quälereieneinerſchlecht 
geleiteten Wahl mit erſtaunlicher Ruhe. Die lokalen 
Behörden hatten für nichts Vorſorge getroffen. 
Obwohl man eine ſehr ſchwierige Abſtimmung erwartet hatte, 
war die Zahl der Wahllokale und Wahlzellen jo unzuläng⸗ 


lich, daß manche Wähler zehn Stunden zu war- 
ten hatten, ehe ſie die Wahlzelle betreten konnten, um 
ihre Stimmen abzugeben... Die Vorſchriften, die eine Hilfe 
nur für Blinde und Analphabeten geſtatteten, brachten manche 
älteren Leute zu Tränen der Verzweiflung und der Wut. 
Nur in einem einzigen Falle iſt es vorgekommen, daß die 
Wähler, die nach endlofem Warten von dem litauiſchen Wahl⸗ 
leiter auch noch ſchikaniert und verhöhnt wurden, die Selbſt⸗ 
beherrſchung verloren: In einem Orte des Kreiſes Heydekrug 
wurden der Wahlleiter und vier litauiſche Poliziſten von der 
aufs äußerſte gereizten Bevölkerung verprügelt und die Wahl⸗ 
umen zertrümmert, jo daß dort am 6. Oktober noch 
einmal gewählt werden mußte, — und zwar mit dem Er- 
gebnis, daß in den fraglichen Stimmbezirken Jugnaten 
und Neuſaß⸗Sköries 94 v. H. aller abgegebenen Stim⸗ 
men auf die Kandidaten der Memelländiſchen Einheitsliſte 
entfielen. 
Wieviel Litauer haben gewählt? 

Es iſt notwendig; das Wahlergebnis einer Kritik zu unter⸗ 
ziehen. Jeder Wähler konnte bekanntlich 29 Stimmen ab⸗ 
geben. Für die 29 Kandidaten der Memelländiſchen Einheits⸗ 
liſte ſind im ganzen rund 1 592 604 Stimmen, für die 158 Kan⸗ 
didaten der ſechs litauiſchen Liſten insgeſamt etwa 369 457 
Stimmen abgegeben worden. Die Zahl der deutſchen Wähler 
läßt ſich auf einfache Weide feſtſtellen: Auf ſämtliche 
29 Kandidaten der deutſchen Lifte ſind nahezu 
gleich viele, nämlich im Durchſchnitt etwa 
55 000 Stimmen, abgegeben worden. Es hat bei 
den Wahlen vom 29. September alſo keinesfalls mehr 
als 14000 litauiſche Wähler gegeben (denn 
im ganzen haben rund 69 000 Perſonen gewählt). Dieſe Feſt⸗ 
ſtellung iſt ungemein intereſſant. Man muß ſich folgendes 
vergegenwärtigen: Bei den letzten Landtagswahlen von 1932 
entfielen auf die litauiſchen Parteien etwa 12 000 Wähler, 
alſo 2000 weniger als bei den jetzigen Wahlen. Nun ſind aber, 
wie ſchon erwähnt, in den letzten drei Jahren etwa 11000 
Großlitauer unter Bruch der Beſtimmungen des Statutes 
ins Memelgebiet eingebürgert worden. Es müßte alſo 
23 000 litauiſche Wähler geben. Tatſächlich ſind aber höchſtens 
14 000 vorhanden. Wo ſind dann die übrigen 9000 geblieben? 
Es gibt nur zwei Erklärungen hierfür: Entweder haben die, 
die 1932 noch litauiſch gewählt haben, bei den jetzigen 
Wahlen die deutſche Liſte gewählt, weil 
ſie zu der ganz richtigen Erkenntnis gekommen ſind, daß das 
Memelgebiet unter deutſche Führung gehört, werm es nicht 
auf dasſelbe primitive Niveau herabgedrückt werden ſoll, auf 
dem ſich das benachbarte Großlitauen befindet. Oder ſie haben 
überhaupt nicht gewählt, weil ſie zu der Ueberzeu⸗ 
gung gelangt Ju, daß es ein fruchtloſes Beginnen iſt, den 
deutſchen Charakter des Memelgebietes zu beſtreiten, und daß 
ſie als Landfremde die ganze Wahl eigentlich gar nichts an⸗ 
geht. Eines ſteht jedenfalls feſt: Von den alt⸗ 
eingeſeſſenen Memelländern hat keiner die 
lätauiſchen Liſten gewählt, ſofem er nicht zu jener 
kleinen Clique minderwertiger Kreaturen gehört, die unter 
dem gegenwärtigen Regime einen einträglichen Poſten beklei⸗ 
den. Wären die Zuwanderer aus Großlitauen 
nichtgeweſen, dann hätten die Schamaitlinge 
es kaum auf einen einzigen Sitz im memel⸗ 
ländiſchen Landtag gebracht. 


Die Auszählung der Stimmen 

Die Litauer hatten urſprünglich gedacht, das Wahlergeb- 
nis noch nachträglich, bei der Auszählung der Stimmen, je 
nach Bedarf korrigieren zu können. Es war alles beſtens 
eingefädelt. Durch das neue Wahlgeſetz hatte man dafür 
geſorgt, daß die Stimmen nicht mehr, wie früher, von den 
einzelnen Stimmbezirkskommiſſionen an Ort und Stelle aus⸗ 
gezählt werden konnten. Sondern dieſe Aufgabe hatte man 
vorſorglich der Wahlkreiskommiſſion in Memel 
ugewieſen. Dort hatte man gehofft, ganz unter ſich zu ſein. 
Fast bis zum letzten Augenblick haben ſich die Litauer unter 
allerhand faulen Ausreden geweigert, einen Vertrauens⸗ 
mann der Memelländiſchen Einheitsliſte in 
die Wahlkreiskommiſſion aufzunehmen. Aber die Aufmerk⸗ 
ſamkeit der ausländiſchen Journaliſten hat ihnen ſchließlich 
doch einen Strich durch die Rechnung gemacht. Sie mußten 
ſich notgedrungen dazu entſchließen, wenigſtens einen Me⸗ 
melländer in die Kommiſſion hereinzunehmen. (Von Rechts 


wegen hätten der Einheitsliſte, als der Vertreterin der weit 
überwiegenden Zahl der Wähler, der Vorſitz und die Mehr⸗ 
heit der übrigen Sitze in dieſer Kommiſſion zugeſtanden.) 

Die Auszählung der Stimmen iſt zum Schluß 
ganz anders verlaufen, als die Litauer es ſich vorgeſtellt 
hatten. Sie verſtrickten ſich in ihren eigenen Schlingen: Um 
das ſchwierige Zählgeſchäft überhaupt in einer noch einiger⸗ 
maßen erträglichen Zeit durchführen zu können, reichten na⸗ 
türlich die paar Mitglieder der Wahlkreiskommiſſion bei wei⸗ 
tem nicht aus. Es mußten 200 Zähler eingeſtellt werden. 
Und hierbei mußten ſich die Litauer, wenn auch höchſt un⸗ 
gern, dazu verſtehen, je zur Hälfte Deutſche und Li- 
tauer zu nehmen und dieſe in der Aula des Vytautas— 
Gymnaſiums in Memel ſo unterzubringen, daß immer ein 
Deutſcher und ein Litauer beim Zählen einander kontrollieren 
konnten. Da überdies die Parteien das Recht hatten, auf der 
Galerie der Aula ihre Beobachter zu poſtieren, waren Schie⸗ 
bungen nicht mehr gut möglich. Tatjächlich iſt dann auch 
ein litauiſcher Student dabei erwiſcht wor⸗ 
den, wie er verſuchte, Stimmzettel der Me- 
melländiſchen Einheitsliſte verſchwinden zu 
laſſen. Die Litauer hatten ſich das ſo ganz anders vorgeſtellt! 


Die Mandatsverteilung 
Es iſt noch nötig, einiges über die Verteilung der Mandate 
zu jagen. Da der Landtag 29 Abgeordnete umfaßt und im 
ganzen 1 962 061 Stimmen abgegeben worden find, entfällt 
auf je etwa 67658 Stimmen ein Mandat. Inner⸗ 
halb der einzelnem Liſten gelten die Kandidaten mit den mei⸗ 
ſten Stinnnen als am eheſten gewählt. Liſtenverbindung iſt 
möglich, die Litauer haben hiervon Gebrauch gemacht. Es 
haben erhalten die 

Memelländiſche Einheitsliſte . 
Litauiſche Volkspartei Liſte I. 
Liſte II. 
Liſte VI 
Liſte VII 

Vereinigung der lit. Ar⸗ 
beiter u. Handwerker Lifte IEʒj . 81 778 Liſten verbindung 
Liſte k. 62 647 144425 Stimmen 


Die Liſten 1, 2, 6 und 7 waren miteinander verbunden, ebenſo 
die Liſten 4 und 5. Die Litauer hatten gehofft, auf dieſe 
Weiſe bei der Aufrechnung der Reſtſtimmen beſſer 
abzuſchneiden. Aber die Liſtenverbindung hat ihmen nichts 
genutzt. Auf die Memelländiſche Einheitsliſte entfielen zu⸗ 
nächſt 23 Mandate und 36 493 Reſtſtunmen. Auf die vier 
verbundenen litauiſchen Liſten 3 Mandate und 22 061 Reſtſtim⸗ 
men, auf die beiden anderen verbundenen Litauerliſten 2 Man⸗ 
date und 9111 Reſtſtimmen. Das noch übrigbleibende 29. Man⸗ 
dat mußte der Liſte mit den meiſten Reſtſtimmen zugeteilt 
werden; das war die Einheitsliſte. 


Das Volk und die Bonzen b 

Die Litauer haben es, wie erwähnt, auf fünf Mandate 
Sn Intereſſant iſt es nun, feſtzuſtellen, mit welcher 

timmenzahl die einzelnen Kandidaten gewählt worden ſind. 
Jeder der deutſchen Abgeordneten konnte im Durchſchrritt 
55 000 Stimmen auf ſich vereinen. Die fünf litauiſchen Abge⸗ 
ordneten aber haben nur zwiſchen 4000 und 5500 Stimmen 
aufbringen können. Jeder einzelne deutſche Ab⸗ 
geordnete hat alſo zehnmal mehr Wähler 
hinter ſich als derjenige unter den Litauern, 
der die meiſten Stimmen auf ſich vereinigen 
konnte. Intereſſant ſind auch folgende Feſtſtellungen: 
Unter den fünf gewählten litauiſchen Ab⸗ 
geordneten befindet ſich ein einziger, der 
im Memelgebiet beheimatet iſt; bei den anderen 
vier handelt es ſich um zugewanderte und eingebürgerte 
Großlitauer. Früher war die Partei der litauiſchen Land⸗ 
wirte der Grundſtock des litauiſchen Blocks. 1928 erhielt dieſe 
Partei noch 4 von den 5 litauiſchen Mandaten, 1930 nur 
noch 2 von 5, und dieſes Mal iſt nur ein Mandat dieſer 
Partei überiggeblieben, und auch dieſes hat nur mit Mühe 
und Not gewonnen werden können. An die Stelle der 
früheren litauiſchen Landwirtſchaftsabge⸗ 
ordneten ſind jetzt Beamte, Arbeiter, An⸗ 
geſtellte getreten, durchweg Leute, die aus 
Großlitauen ſtammen und von Leuten ge⸗ 
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1 592 604 
82 805 
58 377 | Liſten verbindung 
63 096 225 032 Stimmen 
20 754 


Litauiſche Landwirte 


wählt worden find, die gleichfalls mit dem 

Memelland nichts zutun haben. . 
Amüfant ift es, ſich die Liſten der litauiſchen Diäten- 
aſpiranten anzuſehen und die Berufsangaben zu ſtu⸗ 
dieren. Da gibt es einen Oberzollkontrolleur, drei Gouverne⸗ 
mentsreferenten, einen Eichamtsinſpektor, einen Direktor der 
Landesverſicherungsanſtalt und einen Bankdirektor, einen 
Düneninſpektor, ein Mitglied und einen Angeſtellten der 
Hafen direktion, einen Zollamtsvorſteher, einen Gymnaſial⸗ 
direktor, einen Fiſchereioberaufſeher, einen Mittelſchullehrer, 
acht Poſtvorſteher, einen Studienrat, ſechzehn andere Beamte 
und Lehrer, ſechs Leute, die ſich ſchlicht und beſcheiden als 
„Direktoren“, zwei weitere, die ſich als Landwirte bezeichnen, 
die aber alle ihre Hand im öffentlichen Geldſäckel haben; dann 
ſtehen auf dieſen Liſten weiter ein Bauingenieur und ein Guts⸗ 
verwalter und ſchließlich noch ein paar harmloſe Leute, die 
ſich als Fiſcher, Schiffer, Arbeiter und Schneider ausweiſen 
und auf dieſen typiſchen Bonzenliſten offenbar die 
einzigen ſind, die ihr Geld noch auf anſtändige Weiſe verdie⸗ 
nen und deren Aufgabe es auf dieſen Liſtenn wohl geweſen 
ein mag, das „Volk“ zu markieren. Nein, das memelländiſche 
lk hat mit dieſen Leuten, die eine vorübergehende ſchamai⸗ 


ktiſche Konjunktur hochgeſchwemmt hak, nicht das geringſte zu 
tun. Das hat es bei den Wahlen mit einer nicht mißzuver⸗ 
ſtehenden Deutlichkeit zum Ausdruck gebracht. 


Memel bleibt deutſch 


Die Litauer hatten gehofft, die Memelländer mit den 
Unterdrückungsmethoden, die fie ſelber aus ihrer ruſſiſchen 
Zeit her noch gewöhnt ſind, mürbe machen zu können. Sie 
haben die Memeldeutſchen nur zu einem noch feſteren Block 
des Widerſtandes zuſammengehämmert. Die Litauer hatten 
gemeint, die Todes⸗ und Zuchthausurteile des Kauener 
Kriegsgerichtes würden den Memelländern den Mut 
nehmen, ſich weiterhin zum deutſchen Volk zu bekennen. Und 
jetzt mußten ſie es bei den Wahlen erleben, daß die tapfere 
Haltung der Kameraden, die heute noch in den litauiſchen 
Zuchthäuſern ſchmachten, ſich dem ganzen memelländiſchen 
Deutſchtum mitgeteilt hat. Die Litauer hatten die Lüge vom 
„litauiſchen Volkstum des Memelgebietes“ ſo oft wiederholt, 
daß ſie anſcheinend ſchließlich ſelbſt daran glaubten. Und jetzt 
haben die Wahlen es aller Welt noch einmal bewieſen: 
Memel war deutſch, iſt deutſch und wird 
immer deutſch ſein! 


Diſziplin, Sauberkeit, ſachliche Arbeit 


Sejm und Senat haben mit ihrer Arbeit begonnen. 
Wie ſich dieſe Arbeit in dem von der neuen Verfaſſung 
gezogenen Rahmen praktiſch entfalten wird, läßt ſich ſchwer 
ſagen. Obwohl die Abgeordneten und Senatoren — von 
einigen Vertretern der fremden Volksgruppen abgeſehen — 
durchweg mehr oder weniger erprobte Anhänger des Re— 
gierungsblocks ſind, ſcheinen die führenden Männer des 
Regimes es doch für nötig zu halten, die Volksvertreter von 
vornherein feſt an die Kandare zu nehmen. Vor allem die 
Abgeordneten des Sejms ſcheinen ihnen noch recht er⸗ 
ziehungsbedürftig zu fein. In eindringlicher 
Form iſt den Abgeordneten in letzter Zeit mehrfach klar⸗ 
gemacht worden, welche Pflichten ſie haben und was man 
von ihnen erwartet. 


Auf manchen Abgeordneten, der ſich jetzt, da es im 
Sejm teine oppoſitionellen Parteien mehr gibt, wohl ſchon 
als ſtaatlich beglaubigter Repräſentant der polniſchen 
„Elite“ gefühlt haben mag, hat das, was Oberſt 
Slawek in der „Gazeta Polska“ über die Volks⸗ 
vertreter geſagt hat, wahrſcheinlich ernüchternd gewirkt. 
Slawek hat von den Abgeordneten politiſche Diſzi⸗ 
plin, perſönliche Sauberkeit und fachliche 
Arbeit verlangt und keinen Zweifel darüber gelaſſen, daß 
in dieſer Beziehung feiner Anſicht nach noch recht erhebliche 
Mängel beſtehen: Er 1205 die Tätigkeit der geſetzgebenden 
Körperſchaften einige Jahre lang beobachtet und dabei feſt⸗ 
ſtellen müſſen, wie ſchwer es vielen ſeiner Kollegen gefallen 


ſei, ſich von den bei den Parteien üblichen Arbeitsmethoden 


zu trennen. Die ſich aus der neuen Verfaſſung und Wahl: 
ordnung ergebenden Aenderungen ſeien von manchen Ab— 
geordneten noch nicht genügend verſtanden worden. Das 
habe ſich noch während der letzten Wahlen gezeigt, wo es 
vorgekommen ſei, daß einige Kandidaten ſich als die 
Repräſentanten beſtimmter ſozialer Bevölkerungsſchichten 
herausgeſtellt und dadurch für ihre Perſon Stimmung zu 
machen verſucht hätten. Der Abgeordnete ſei aber nicht dazu 
da, um die Intereſſen einer beſtimmten Wählergruppe zu 
vertreten; ſondern er habe ſich als Beauftragter der 
Geſamtheit zu fühlen. Vor allem müſſe die üble Ge⸗ 
wohnheit aufhören, daß die Abgeordneten ihre Stellung 
dazu benutzen, um ihnen naheſtehenden Perſonen private 
Vorteile zu verſchaffen. Wer es nicht fertig bringe, ſich 
derartige aufdringliche Bittſteller vom Leibe zu halten, 
der möge auf ſein Mandat verzichten und 
ein Bittſchriftenbüro aufmachen. Wo in der 
Verwaltung Fehler vorkämen und Unrecht geſchehe, hätten 
die Abgeordneten die Möglichkeit, zu interpellieren. Aber 
derartige Interpellakionen müßten öffentlich 
ſein, ſo daß ſie von den anderen Abgeordneten kontrolliert 
werden können. 


Der hier von Oberſt Slawek kritiſierten Protektions⸗ 
wirtſchaft iſt durch die neue (für Sejm und Senat gleich⸗ 
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lautende) Geſchäftsordnung ein Riegel vorgeſchoben 
worden. Art. 27 der e verbietet es dem 
Abgeordneten, ſich an die Organe der Staats- oder Selbſt⸗ 
verwaltung mit Interventionen im materiellen Intereſſe 
einer einzelnen Perſon oder eines Unternehmens zu 
wenden, ferner ſich auf den Abgeordnetentitel in Angelegen— 
heiten des eigenen Unternehmens oder eines Unternehmens, 
deſſen Leiter oder Teilhaber er iſt, zu berufen. Auch der 
Manie der endloſen Parlamentsreden iſt 
durch die neue Geſchäftsordnung ein Dämpfer aufgeſetzt 
worden. In den Art. 70 und 71 findſehr weitgehende 
Beſchränkungen der Redezeit vorgeſehen, und es 
wird den Abgeordneten überdies unterſagt, ihre Reden vom 
Manuffript abzuleſen. Bezeichnend dafür, daß in Zukunft 
auf eine ſtraffere Disziplin der Abgeordneten geſteigerter 
Wert gelegt wird, ſind auch die Artikel der Geſchäftsord— 
nung, die bei nicht ausreichend begründetem Fehlen, bei 
ungebührlichem Verhalten uſw. beſtimmte, gegen früher 
verſchärfte Strafen vorſehen. 

Auch in der Botſchaft des Staatspräſidenten an den 
Sejm ſind die Abgeordneten noch einmal an ihre Pflichten 
erinnert worden. Es heißt dort u. a.: „Mit dem ſchweren 
Leid einer unterjochten Nation, mit dem blutigen Opfer 
einiger Geſchlechter mußte Polen für die ſchlechte Organi⸗ 
ſation des Staates, für ſchlechte Geſetze, für entfeſſelte Will⸗ 
kür, für den Mangel an Anſehen der Behörden der alten 
Republik bezahlen ... Die Verbeſſerung der Verfaſſung 
wurde durchgeführt. Sie ſoll Polen vor der Wieder 
kehr der unſeligen Geſpenſter der Ver⸗ 
gangenheit, die es in den Untergang ge⸗ 
führt hatten, ſchützen ... Ich glaube daran, daß 
die Arbeiten dieſer Kammer von der Sorge geleitet ſein 
werden, der Republik gute, ihre Kraft und ihr Anſehen 
ſteigernde Geſetze zu geben. Ich wünſche Ihnen, meine 
Herren, daß Sie Ihre Arbeit auf die gehörige 
Höhe bringen möchten, und daß Sie in Zukunft auf 
die Ergebniſſe dieſer Arbeit im Gefühl gut erfüllter 
i gegenüber der Republik zurückſchauen 
önnen.“ 


Wie aus dieſen und ähnlichen Aeußerungen hervorgeht, 
fühlen ſich die führenden Männer des Pilſudſkiregimes als 
die Erben nicht nur des politiſchen Willens, ſondern 
auch der volkserzieheriſchen Arbeit des Marſchalls. 
Sie ſind ſich, wie es ſcheint, auch darüber im Klaren, daß 
die erzieheriſche Arbeit, wenn ſie die breiten Maſſen des 
Volkes erfaſſen ſoll, zunächſt in den Kreiſen zu leiſten iſt, 
die als Beamte, Abgeordnete oder ſonſtwie in verantwort⸗ 
licher Stellung das Regime repräſentieren, und nach deren 
Verhalten der einfache Staatsbürger den Wert oder Unwert 
des Regimes und ſeiner Ideen beurteilt. Die „Gazeta Polska“ 
hat kürzlich die Bedeutung, die dieſe erziehe⸗ 
riſche Arbeit auch für die Nationalitäten» 


politik Polens beſitzt, in einem bemerkenswerten 
Artikel zum Ausdruck gebracht. Es heißt dort u. a.: 
„Soweit es ſich um die polniſche Mehrheit handelt, ſo 
iſt von dieſer Seite das Haupthindernis der Wahl der 
richtigen Ziele und Methoden der Nationalitätenpolitik die 
noch immer zu hohe pſychiſche Empfindlichkeit, die ſich 
aus der kurzen Dauer der ſtaatlichen Exiſtenz ergibt. Die 
polniſche Bevölkerung in den Grenzgebie⸗ 
ten beſitzt noch nicht in genügendem Maße 
dieſe ſtolze Selbſtſicherheit, die das Gefühl des 
Beſitzes eines eigenen Staates herausbilden müßte. Gar zu 
oft noch ſtehen wir im Verhältnis zu den nationalen 
Minderheiten auf dem Standpunkt einer Partei. Nur ſchwer 
und allmählich wächſt das Bewußtſein, daß der Bau 
eines eigenen Beſitzſtandes in den Rand⸗ 
gebieten, der die nationale Pflicht eines jeden Polen 
darſtellt, nicht notgedrungen auf Koſten des 
Beſitzſtandes der Minderheit vor ſich gehen 
muß, daß man dasſelbe durch eine der Entwicklung dieſer 
Minderheit Rechnung tragende Anſtrengung erreichen kann, 
die oft dieſer Minderheit zuvorkommt. Der Pole, der wirk⸗ 
lich die Größe und Macht der Republik anſtrebt, ihre ge⸗ 
ſchichtliche Miſſion begreift und an die elementaren Kräfte 
des Volkes glaubt, ſollte ſich durch Stolz, Ruhe, Geduld und 
Verſtändnis auszeichnen... Durch Merkmale der ſtaatlichen 
Reife ſollte ſich in beſonderem Maße die Staatsverwaltung 
aller Rangklaſſen auszeichnen. Eine der größten Schwierig⸗ 
keiten in unſerer Nationalitätenpolitik iſt das gar zu 
langſame Durchdringen der an den leiten⸗ 
den Stellen entſtehenden Strömungen in 
die untergeordneten Stellen, in denen ſich 
praktiſch das ſtaatliche Leben abwickelt. Was ſind die beſten 
Anſichten, ja ſogar Verfügungen der Leiter der einzelnen 
Reſſorts wert, wenn ſie nicht bis zu den tiefſten Stufen und 
damit zur Kenntnis der Bürger gelangen! Nicht alles auf 
dieſem Gebiet iſt bei uns in Ordnung. Nicht jeder Kom— 


mandant einer Polizeiwache, nicht jeder Schulleiter iſt reif 
genug, die Rolle eines Repräſentanten eines Staates auf 
der erſten Stufe zu ſpielen, einer Stufe, die die direkte 
Verührung mit der Bevölkerung vermittelt. Nicht jeder 
zeichnet ſich durch Taktgefühl und Entſchiedenheit und durch 
die Kenntnis aus, die nötig iſt, um bei den Bürgern 
Achtung und Vertrauen zum Staat entſtehen zu laſſen. Erſt 
dann, wenn die niedrigſten Stellen der Verwaltung gute 
Leiter der Ströme werden, die von oben, von den leitenden 
Stellen der Staatsarbeit, kommen, wird es möglich ſein, von 
einem wirklichen Wert einer richtigen Nationalitätenpolitik 
zu ſprechen. Die Annäherung an dieſe, übrigens durchaus . 
erreichbare Vollkommenheit iſt zweifellos die wichtigſte Auf— 
gabe für die nächſte Zukunft.“ 

Es iſt nur zu wünſchen, daß ſich dieſe Kritik des Re- 
gierungsblattes an den Mängeln der polniſchen Nationali« 
tätenpolitik, die ihren Grund in der perſönlichen Unzuläng⸗ 
lichkeit mancher polniſcher Amtsſtellen haben, möglichſt 
poſitiv auswirken möge. Es darf jedoch nicht verſchwiegen 
werden, daß es nicht nur untergeordnete 
Stellen ſind, die jene Eigenſchaften vermiſſen laſſen, die 
die „Cazeta Polska“ als „Merkmale der ſtaatlichen Reife“ 
bezeichnet. Es läßt ſich z. B. nicht leugnen, daß der Woje⸗ 
wode Grazynſki zu den Männern gehört, denen noch 
in hohem Maße das Bewußtſein fehlt, „daß der Bau eines 
eigenen polniſchen Beſitzſtandes in den Randgebieten nicht 
notgedrungen auf Koſten des Beſitzſtandes der Minderheit 
vor ſich gehen muß“. Hätte in den letzten zehn Jahren an 
der Spitze der Wojewodſchaft Schleſien ein Pole geſtanden, 
der ſich in ſeiner Einſtellung zu der nichtpolniſchen Bevölke— 
rung ſeines Amtsbereiches durch die von der „Gazeta Polska“ 
geforderten Eigenſchaften: Stolz, Ruhe, Geduld und Ver— 
ſtändnis auszeichnet, dann wäre es ſicherlich nicht dazu 
gekommen, daß dieſe Wojewodſchaft in den Ruf gerät, ein 
Paradies der Poſtenjäger zu ſein, und damit das 
Anſehen der polniſche“ Staates gefährdet. 


Vom deutſchen „Glück“ in Polen 


Der mißverſtandene Kronzeuge 


Der nationaldemofratifche „Kurjer Poznanski” benutzte 
die in „Oſtland“ Nr. 18 vom 15. September d. Is. enthaltene 
Mitteilung über die Einweihung von vier neuen deutſchen 
Schulgebäuden in Dirſchau, Konitz, Pleß und Chwallowitz 
dazu, um wieder einmal ſeine Walze von der „Not“ der Polen 
in Deutſchland ablaufen zu laſſen. Das Blatt glaubte an⸗ 
ſcheinend, in der Mitteilung des „Oſtland? eine Beſtätigung 
ſeiner Theſe vom deutſchen „Glück“ in Polen erblicken zu 
dürfen. Etwas mehr Sorgfalt beim Leſen wird die „Kol⸗ 
legen“ vom Poſener „Kurjer“ in Zukunft hoffentlich davor 
bewahren, das „Oſtland“ als einen Kronzeugen national⸗ 
demokratiſcher Propagandatheſen zu feiern. In der er⸗ 
wähnten Mitteilung des „Oſtland“ hieß es u. a.: „Wohl⸗ 
gemerkt: Es find nicht neue deutſche Unterrichts betriebe, 
die eröffnet worden find, ſondern neue deutiche. Schul: 
gebäude, die ihrer Beſtimmung übergeben wurden und 
die Fortführung beſtehender, bzw. Wiedereröffnung früher 
geſchloſſener deutſcher Schulbetriebe ermöglichen.“ Der 
Unterſchied zwiſchen Schulbetrieb und Schulgebäude 
355 dem Poſener „Kurjer“ noch nicht aufgegangen zu 
ein. Uebrigens liefert gerade eine der oben erwähnten 
Schulen wieder ein Beiſpiel dafür, mit welchen Schwierigkeiten 
die deutſchen Schulen zu kämpfen haben: Fünfzehn von 
den Kindern, die zur deutſchen Schule in Chwallo⸗ 
witz angemeldet worden waren, iſt von der polniſchen 
Behörde der Beſuch dieſer Schule verboten 
worden. In allen dieſen Fällen ſind Beſchwerden bei 
der Gemiſchten Kommiſſion für Obercchleſien ein⸗ 
gericht worden. Neun der am Beſuch der deutſchen Schule 
berhinderten Schüler beſuchen gegenwärtig überhaupt keine 
Schule; fie warten die Entſcheidung der Gemiſchten Kom⸗ 
miſſion über ihre Beſchwerden ab. 


Reſtloſe Entdeutſchung der Pleßſchen Betriebe 


Die Zwangsverwaltung des Pleßſchen 
Vermögens hat den letzten, noch nicht entlaſſenen land⸗ und 
forſtwirtſchaftlichen Beamten der Pleßſchen Verwaltung 


um 31. März 1936 gekündigt. Zum gleichen 

ermin ſind den betroffenen Beamten auch ihre Dienſt⸗ 
wohnungen gekündigt worden. Mit welchen 
Kräften vom 1. April an der Betrieb aufrechterhalten 
werden ſoll, iſt noch nicht geklärt. Vielleicht hat Grazynſki 
noch einige ſeiner Kreaturen zu verſorgen. Die Peſſimiſten, 
die vorausſagten, daß die Zwangsverwaltung keinen 
einzigen der alten Beamten, Angeſtellten und Arbeiter der 
Pleßſchen Verwaltung im Dienſt behalten werde, ſcheinen 
Recht zu behalten. 


Deutſches Volksbundheim beſetzt 

Für die merkwürdigen Rechtsbegriffe, die in polniſchen 
Kreiſen in bezug auf den Schutz des deutſchen 
Eigentums herrſchen, ein Beiſpiel aus Antonien⸗ 
hütte: Dort follte Ende September das neue Volks- 
bundheim eröffnet werden. Doch iſt das nicht möglich 
geweſen. Denn als das Heim fertiggeſtellt war, niſteten ſich 
dort vier polniſche Familien ein, nachdem ſie die 
Türen gewaltſam aufgebrochen hatten. Die Leute weigerten 
ſich, die Räume, in denen fie ſich ſofort häuslich nieder: 
gelaſſen hatten, wieder zu verlaſſen. Die Polizei be⸗ 
ſchränkte ſich darauf, ein Protokol aufzunehmen, im übrigen 
aber erklärte fie, in dieſer Sache nichts unter: 
nehmen zu können. 


veranffalfet am Mittwoch, dem 16. Oktober, im „Clou“ 
(Berlin, Mauerſtraße 82) ein 


„Seſt der Oſt mast“ 


Es ſpricht der Leiter des Bundes Deulſcher Offen, 
Prof. Dr. Oberländer. Anfang 20 Uhr. Eintritt 50 Pf. 
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Vereinbarungen zwiſchen Danzig und Polen 


Nach wochenlangen Verhandlungen wurden am 11. Ok⸗ 
tober zwei Protokolle unterzeichnet, die für das wirtſchaft⸗ 
liche Verhältnis zwiſchen Danzig und Polen eine große Be: 
deutung beſitzen. Das erſte Protokoll betrifft die Auswir- 
kungen der Danziger Guldenbewirtſchaftung 
auf den polniſchen Tranſithandel und Tranſitverkehr über 
Danziger Gebiet ſowie den Wirtſchaftsverkehr 
zwiſchen Danzig und Polen; eine Einigung über 
dieſe Frage war bereits im September erzielt worden, doch 
war damals vereinbart worden, daß das Protokoll erſt unter: 

eichnet werden und in Kraft treten ſoll, wenn auch über die 
a der weiteren Ausnutzung des Danziger 
Hafens durch Polen eine Einigung erzielt worden iſt. 
Das iſt jetzt der Fall; ein Protokoll hierüber wurde am 
11. Oktober unterzeichnet. Nachſtehend wird der Text der 
beiden Vereinbarungen wiedergegeben. Das erſte, die Gulden⸗ 
be wirtſchaftung betreffende Protokoll, hat folgenden Wortlaut: 


„In Ausführung des Protokolls vom 8. Auguſt 1935 
haben der Senat der Freien Stadt Danzig und die Polniſche 
Regierung zwecks Beſeitigung der nachteiligen Auswir⸗ 
kungen der Danziger Guldenbewirtſchaf⸗ 
tung auf den polniſchen Tranſithandel und 
verkehr durch das Gebiet der Freien Stadt Danzig un d 
den freien irtſchaftsverkehr zwiſchen Po⸗ 
len und Danzig folgendes vereinbart: 

J. Der Senat der Freien Stadt Danzig wird beſtrebt 
lein, baldmöglichſt die völlige Freiheit des 
Zahlungsverkehrs zwiſchen Polen und Dan- 
zig gemäß Artikel 195, Abſatz 3 des Warſchauer Abkommens 
wiederher zuſtellen. 

II. Der im Gebiet der Freien Stadt Danzig beſtehende 
Zuſtand völliger Freiheit für den Deviſen⸗ 
verkehr zu Zwecken des polnischen Außenhandels über 
Danzig und zu Zwecken des Durchgangsverkehrs von und nach 
anderen Staaten wird vom Senat der Freien Stadt Danzig 
ungeachtet der vorläufigen Beibehaltung 
der Guldenbewirtſchaftung, wie ſie im Protokoll 
vom 8. Auguſt 1935 vorgeſehen iſt, aufrechterhalten 
werden. N 

III. Für die Zwecke des polniſchen Außenhandels über 
Danzig ſowie des Durchgangsverkehrs von und nach anderen 
Staaten werden Deviſen gegen Gulden in den 
Fällen zugeteilt werden, in denen die Notwen⸗ 
digkeit für eine ſolche Zuteilung vorliegt. 

IV. Hinſichtlich des Warenbezuges aus Polen 
wird der Senat der Freien Stadt Danzig für die bevor⸗ 
ſtehende Dauer der Guldenbewirtſchaftung: 
az) alle notwendigen Maßnahmen ergreifen, um nach 

Möglichkeit die polniſchen Lieferungen 
u die Bedürfniſſe der Freien Stadt in normalem Um⸗ 
ange aufrechtzuerhalten, 


b) die Guldenbewirtſchaftung nicht zu Maßnahmen be⸗ 
nutzen, die einen Rückgang dieſes Warenverkehrs nach 
ſich ziehen könnten, 

c) in ſeinen Verordnungen und anderen Maßnahmen, wie 
auch in ihrer praktiſchen Anwendung (insbejondere bei 
der Deviſenzuteilung) keinerlei unterſchied⸗ 
liche Behandlung in gleichliegenden Fällen zum 
Nachteil beſtimmter Kategorien von Firmen oder von 
Einzelperſonen üben. ä 


N V. Um beim Warenbezug aus Polen auftretende Schwie⸗ 
rigkeiten und Hinderniſſe im Geſchäftsverkehr der einzelnen 
Branchen zu beſeitigen, werden unverzüglich Beſprechun⸗ 
Zen zwiſchen den Danziger und polniſchen 
Wirtſchafts vertretungen veranlaßt werden. 


VI. Falls gegen die Durchführung der Beſtimmungen der 
Artikel II, HE und IV dieſes Protokolls Einwendungen 
erhoben werden ſollten, werden dieſe von einem paritä⸗ 
tiſch zuſammengeſetzten Ausſchuß geprüft 
werden, deſſen Aufgabe es iſt, auf gütlichem Wege eine prak⸗ 
tiſche Löſung zu finden.“ 

(Die im 8 5 vorgeſehenen Beſprechungen find von den 
Vertretern des Verbandes der polniſchen Induſtrie⸗ und 
Handelskammern und den Vertretern der Danziger Induſtrie— 
und Handelskammer ſchon im September unmittelbar nach der 
Paraphierung des Protokolls, aufgenommen worden.) 


Das Protokoll über die Ausnutzung des Danziger Hafens 
hat folgenden Wortlaut: 

„Die Vertreter des Senats der Freien Stadt Danzig und 
der Polniſchen Regierung ſind wie folgt übereingekommen: 

J. Die Geltungsdauer des am 18. Septem⸗ 
ber 1933 in Durchführung der Beſtimmungen des Artikels 2 
des Uebereinkommens vom 5. Auguſt 1933 unterzeich⸗ 
neten Protokolls wird für eine weitere Ber- 
kehrsperiode, d. h. vom 1. Oktober 1935 bis 
30. September 1936 verlängert. 

II. Es ſollen unverzüglich weitere Verhandlun⸗ 
gen betreffend das Protokoll vom 18. September 1933 ſtatt⸗ 
finden und mit ſolcher Beſchleunigung geführt werden, daß ſie 
nach Möglichkeit vor Ende des Monats Dezember 
1935 ihren Abſchluß finden. Die dabei getroffenen 
Vereinbarungen follen unverzüglich in Kraft geſetzt werden. 

Die Polniſche Regierung behält ſich vor, in dieſen Be⸗ 
ſprechungen alle diejenigen Fragen zu berühren, 
die im Zuſammenhang mit der entſtandenen 
wirtſchaftlichen Lage Danzigs ſtehen. 

Im Intereſſe der Beſchleunigung wird die im Artikel IV 
des Protokolls vom 18. September 1933 genannte Kom- 
mij,ion ſchon jetzt beauftragt, das notwendige ſtatiſtiſche 
Materral zuſammenzuſtellen und vorzulegen.“ 


Der deutſche Landbeſitz in Pommerellen 


Vor einiger Zeit machte ein gewiſſer Wlodzimierz 
Dworzaczek im „Kurier Poznanski“ für die Kreiſe der 
Wojewodſchaft Poſen Mitteilungen über eine angebliche 
Zunahme des deutſchen landwirtſchaftlichen Beſitzſtandes 
während der letzten Jahre. Nach dieſen Mitteilungen ſoll 
der deutſche Beſitzſtand von 1926 bis 1934 in der Wojewod— 
ſchaft Poſen um 15 369 Hektar angewachſen ſein. Dwor— 
zaczek vermied es, mitzuteilen, auf Grund welcher Er— 
hebungen er zu dieſen Zahlen gelangt iſt. Unter dieſen 
Umſtänden beſtand keine Veranlaſſung, an die Zuverläſſig— 
keit der Angaben zu glauben. Auch von polniſcher Seite 
wurde die Glaubwürdigkeit der vorgebrachten Zahlen an— 
gezweifelt. Aus amtlicher Quelle ſtammten die Zahlen 
jedenfalls nicht. Das hat Dworzaczek in einem weiteren 
Artikel, der am 8. September ebenfalls im „Kurier Poz- 
nauski“ erſchienen iſt, ſelber zugegehen. Er ſchreibt dort, 
daß die amtlichen Stellen, an die er ſich um 
genaue Angaben über den deutſchen und polniſchen land— 
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wirtſchaftlichen Beſitzſtand gewandt habe, ihm erklärt 
hätten, daß ſie ihm die entſprechenden 
Zahlen nicht geben könnten. Jedoch verrät Dwor⸗ 
zaczek jetzt wenigſtens, daß die von ihm mitgeteilten Zahlen 
vom polniſchen Weſtverband ſtammen. Wie aber dieſer 
dazu gelangt iſt, wird weiterhin verſchwiegen. Eine Er- 
örterung lohnt unter dieſen Umſtänden nicht die Mühe. 
Doch ſeien aus dem Artikel vom 8. September, der ſich 
mit der nationalen Verteilung des land⸗ 
wirtſchaftlichen Beſitzes in der Wojewod⸗ 
ſchaft Pommerellen befaßt, einige Stellen wieder: 
gegeben. Dworzaczek widerruft hier zunächſt jeine früher auf⸗ 
geſtellte Behauptung, daß der deutſche Landbeſitz in Poſen 
während der letzten Jahre zugenommen habe. Er ſtellt 
jetzt feſt, „daß es ſehr leicht möglich iſt, daß ein gewiſſer 
Prozentſatz von Deutſchen in den erſten Jahren unſerer 
Wiedergeburt aus Angſt ihre Nationalität als polniſch an— 


gab, während er ſich gegenwärtig offen zur deutſchen 


Nationalität bekennt. In Pommerellen“, fährt der Ver⸗ 
faſſer dann fort, „wo die Deutſchen frühzeitig ihre Sicher⸗ 
heit wiedergewannen, konnte dieſer Umſtand ohne Be— 
deutung ſein.“ 

Dann heißt es weiter: Die Wojewodſchaft Pom⸗ 
merellen habe bei der letzten Volkszählung im Jahre 
1931 90,9 v. H. Bewohner polniſcher Nationalität und 
9,1 v. H. „anderer“, alfo faſt durchweg deutſcher Nationali⸗ 
tät aufgewieſen. Dieſe beſcheidene Minderheit zeige ſich 
jedoch keineswegs ſo unſchuldig, wenn man die „unverhält⸗ 
nismäßig große Landfläche“ berückſichtige, die bis heute in 
ihrer Hand geblieben ſei. 2 2,3 v. H. der Geſamt⸗ 
fläche Pommerellens in der Hand der 
Deutſchen, das ſei ein für die Zukunft Polens wichtiges 
Problem. Dworzaczek vergleicht dann die nationale Beſitz⸗ 
DENN LUNG in den Jahren 1914, 1926 und 1933 mit ein: 
ander. 

Im Jahre 1914, als ſich noch große Flächen im 
Beſitz des Preußiſchen Fiskus und der (damals deutſchen) 
Selbſtverwaltungen befanden, war die erdrückende Mehr⸗ 
heit von 71,9 v. H. der geſamten Woje wod⸗ 
ſchaftsfläche in deutſchem Beſitz. Nur im Kreiſe 
Löbau hat der polniſche Beſitz (mit 55,2 v. H.) den deutſchen 
damals übertroffen. Dagegen haben ſich in fünf Kreiſen 
über 80 v. H., in drei Kreiſen über 70 v. H., in ſechs Kreiſen 
über 60 v. H. und in zwei Kreiſen über 50 v. H. der Fläche 
in deutſchen Händen befunden. In deutſchem Privat⸗ 
beſitz ſind damals 42,9 v. H. der Wojewodſchaftsfläche ge⸗ 
weſen. Am ſtärkſten iſt der deutſche Privatbeſitz in den 
Kreiſen Kulm, Graudenz, Dirſchau, Zempelburg und Soldau 
mit mehr als der Hälfte der Kreisfläche geweſen, am 
ſchwächſten dagegen in den Kreiſen Stargard, Konitz, 
Karthaus, Tuchel, Löbau und Strasburg, wo der deutſche 
Privatbeſitz nur etwa 18—29 v. H. der Kreisfläche aus⸗ 
gemacht hat. 

Für das Jahr 1926 ſtellt Dworzaczek ſchon „eine 
recht beachtliche Entdeutſchung Pommerel⸗ 
lens hinſichtlich des Landbeſitzes“ feſt. Denn 
der deutſche Grundbeſitz habe jetzt nur noch 22, 6 v. H 
der Geſamtwojewodſchaftsfläche und nur 
noch 30, 2 v. H. des geſamten privaten Land⸗ 
beſitzes ausgemacht. Dworzaczek meint, daß dies nicht 
die Folge einer planmäßigen polniſchen Agrarpolitik, 
ſondern eine Wirkung der nach dem Umſturz unter den 
Deutſchen herrſchenden Panikſtimmung geweſen ſei. Dann 
fährt er fort: 

„Nach dem Jahre 1926 ſtellten wir nur noch 
eine unbedeutende Verringerung des deut⸗ 
ſchen Grundbeſitzes feſt, und zwar betrug im Jahre 
1933 der deutſche Beſitz im Verhältnis zur geſamten Woje⸗ 
wodſchaftsfläche 2 2, 3 v. H. gegenüber 22,6 v. H. im Jahre 
1926 und im Verhältnis zum geſamten Privatbeſitz 29,9 
v. H. gegenüber 30,2 v. H. Wir können feſtſtellen, daß heute 
noch — neben dem Kreis Dirſchau mit 31,2 v. H. — das 
ſüdliche Gebiet Pommerellens einen ſehr 


großen Prozentſatz deutſchen Beſitzes auf⸗ 
weiſt. Dieſes Gebiet erſtreckt ſich von den Kreiſen Graudenz 
(41,1 v. H.) und Brieſen (26,8 v. H.) über Schwetz (29,7 v. H.), 
Kulm (39,9 v. H.) und Thorn (27,7 v. H.) in der Richtung 
Zempelburg an der Grenze (53,2 v. H.). Und dieſes Gebiet 
des ſüdlichen Pommerellens ſchließt an die nördlichen 
Kreiſe des Poſenſchen an, wo das Bild nicht beſſer aus⸗ 
ſieht: Wirſitz (35,2 v. H.), Kolmar (30,4 v. H.), Bromberg 
23,3 v. H.), Schubin (36,8 v. H.) und ſogar Hohenſalza 
(35,1 v. H.). Dieſes Bild muß man ſich gut vor Augen 
halten.“ ö 
Dworzaczek hat ſeinem Artikel einige Karten bei⸗ 
gefügt, in die er für die einzelnen Kreiſe Pommerellens die 
Prozentſätze des deutſchen Beſitzes ein⸗ 
getragen hat. Der Inhalt der Karten wird nachſtehend 


in Tabellenform wiedergegeben. Es betrug der private 
deutſche Grundbeſitz im prozentualen Ber: 
hältnis zur Kreisfläche (in Klammern wird für 
1914 der geſamte deutſche Beſitz: privat, ſtaatlich und 
kommunal, angeführt): 


1. Seekreis 35,3% (63,7% ) 17,4% 20,4% 
2. Karthauns 26,4% (51,9%) 13,7% 13,8% 
3. Berent . 34,6% (61,6% | 22 % | 20,6%, 
4. Dirſchau 6992 „6 „ 7,60% (88,5 ' 39,90% 31 20 
5. Mewe 46 % (71,8%) 31,30% ‚2% 
6. Stargard ET 50,63“ (60,7% )] 11,9 % 16,6% 
7. Konitz . . ꝗ 20,6% (60,7% 15 9% 11,3% 
8. Tuchel oe oe „„ „ „6 „6 22,5% (63,30 / ) 11,7% 10,30% 
9. Zempelbur g... . 54,4% (85,7% ) 46,8% | 53,20%, 
10. Schwetz 38,2% (77,2% ) 30,6% [29,7% 
11. Grau denz. 54,9% (81,7% [41,5% | 41,1% 
12. Kum 61,8% (80,9% 34,7% | 39,9%, 
13. Thorn. „ % % „„ „„ „ „66 „ 49,10% (76,9%) 11,7% 27,70 / 
14. Brieſen 46,5% (67,9% 24,8% | 26,8%, 
15. Lobauuu 22,5% (44,8% | 10,5% | 11,30% 
16. Strasburg... 29,4% (57,5% [17,1% | 19 % 
17. Sol dauah gn 54,2% (81,2% 1 49,8% | 17 % 


Soweit die Angaben des polniſchen Verfaſſers. Nach 
ihm ſoll der deutſche landwirtſchaftliche Beſitzſtand in der 
Wojewodſchaft Pommerellen in den ſieben Jahren von 
1926 bis 1933 faſt unverändert geblieben ſein. 
In dieſer Zeit aber ſind bekanntlich erhebliche Flächen 
deutſchen Landes durch die Agrarreform und 
andere Zwangsmaßnahmen ſowie auch durch 
freihändigen Verkauf in polniſche Hand übergegangen. Es 
müßten, die Angaben Dworzaczeks 0 5 1933 als richtig an⸗ 
genommen, alſo faſt ebenſo große Landflächen, wie ſie auf 
der einen Seite dem Deutſchtum durch Zwangsmaßnahmen 
verlorengingen, auf der anderen Seite auf dem freien 
Gütermarkt wieder zugewachſen ſein. Daß eine ſolche Be⸗ 
hauptung glatter Unſinn iſt, braucht nicht erſt weiter 
erörtert zu werden. Dworzaczek ſoll erſt einmal verraten, 
wie er zu ſeinen Zahlen gekommen iſt. Dann wird man 
ſich mit ihm auseinanderſetzen können. N 


Oſtland⸗ Chronik 


fioscialkowſki — Minifterpräfident 

Die Regierung Slawek iſt, wie erwartet, zurückgetreten. 
Zum Miniſterpräſidenten wurde Zyndram-Koscial⸗ 
kowſki ernannt. Außenminiſter iſt Oberſt Beck geblieben. 
Innenminiſter wurde nicht, wie man vermutet hatte, der Kat⸗ 
towitzer Wojewode Grazynſki, ſondern der erſt vor kurzem 
zum Wojewoden in Krakau ernannte frühere Senatsmarſchall 
Raczkiewicz, der Leiter des Weltbundes der Polen. 
Kriegsminiſter iſt General Kaſprzyceki geblieben. Das 
Finanzminiſterium wurde mit Kwiatkowki beſetzt, dem 
„Vater Gdingens“. Michalowſki blieb Juſtizminiſter. 
Handelsminiſter iſt General Gorecki, Landwirtſchafts⸗ 
miniſter Poniatowſki. Kultus miniſter wurde nicht einer 
der Brüder Jendrzejewicz, wie allgemein erwartet wurde, 
fondern Prof. Chylinſki. Das Miniſterium für öffentliche 
Fürſorge hat der bisherige Wojewode von Wilna, Jaſz⸗ 
czolt, erhalten. Verkehrsminiſter iſt Butkiewicz, Poſt⸗ 
miniſter Kalinſki. Das Wefentliche dieſer Regierungs- 


bildung iſt die Umbeſetzung der wichtigen wirtſchaftlichen 
Reſſorts mit Männern, die als Vertreter „links“ gerichteter 
Ideen bekannt ſind. 


Deutſch-polniſche Juſammenkünfte 

Der polniſche Außenminiſter Oberſt Beck hielt ſich auf 
der Durchreiſe nach Genf kurze Zeit in Berlin auf und 
hatte dort eine Unterredung mit dem Reichsaußenminiſter 
von Neurath. — Der Danziger Senatspräſident Grei— 
ſer traf auf der Rückkehr aus den Karpathen, wohin er zur 
Jagd eingeladen war, in Warſchau mit Miniſterpräſident 
Oberſt Slawek, Außenminiſter Oberſt Beck und anderen pol⸗ 
niſchen Politikern zuſammen. — Deutſchland war auf dem 
8. Internationalen Reitturnier, das vom 28. Septem⸗ 
ber bis zum 7. Oktober in Warſchau ſtattfand, durch eine 
ſtarke Mannſchaft vertreten. Die deutſchen Reiter konnten 
ſchöne Erfolge erzielen. — Deutſche Handballer ſiegten in 
Krakau und Warſchau überlegen über polniſche Mann⸗ 
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ſchaften. — Eine Gruppe von deutſchen Reichsbahnbeamten 
mit Generaldirektor Dr. Dorpmüller an der Spitze hielt 
ſich lürzlich in Polen auf. Sie wurde u. a. vom polniſchen 
Staatspräſidenten empfangen. — In der Berliner „Komödie“ 
gaben die Tänzerin Loda Halama, die Geigerin Euginia 
Umenſka und der Bariton Jerzy Czaplicki Proben 
ihrer Kunſt. — Zehn Vertreter des polniſchen Studen— 
ten verbandes „Liga“ hielten ſich auf Einladung der 
Deutſchen Studentenſchaft einige Zeit in Deutſchland auf. Sie 
beſuchten Breslau, Dresden, Weimar, München, Nürnberg, 
Witlenberg, und nahmen an einem fünftägigen deutſch— 
polniſchen Gemeinſchaftslager in Blankenburg (Harz) teil. 


Der Prozeß gegen die Pieracki-Mörder 

Am 18. November wird der Prozeß gegen die 
Mörder des Innenminiſters Pieracki be⸗ 
ginnen. Angeklagt ſind 12 Perſonen im Alter von 21 bis 
31 Jahren. Nach Angabe der polniſchen Preſſe handelt es 
ſich bei ſämtlichen Angeklagten um ukrainiſche 
Studenten. Der eigentliche Mörder Grzegorz Ma⸗ 
ciejko konnte bisher noch nicht feſtgenommen werden; 
es iſt ihm anſcheinend gelungen, ins Ausland zu entkommen. 
Das Attentat erfolgte Mitte 1934 in Warſchau in der Fokſal⸗ 
ſtraße. Maciejko, der während des Attentates mit einem 
hellen Mantel bekleidet war, flüchtete in ein nahe gelegenes 
Haus, legte dort den Mantel ab und trat wieder auf die 
Straße hinaus. In der allgemeinen Verwirrung gelang es 
ihm, zu entkommen, während die Polizei mit einem be⸗ 
merkenswerten Mangel an kriminaliſtiſchem Scharfſinn nach 
— dem hellen Mantel fahndete. Die Komplicen Matiejkos 
konnten im Laufe der Zeit an verſchiedenen Orten feſt⸗ 
genommen werden; einer von ihnen wurde in Stettin von 
der deulſchen Polizei auf Grund der von der polniſchen 
Polizei gemachten Angaben verhaftet und an Polen aus— 
1 Die Unterſuchung nahm über ein Jahr in Anſpruch; 
ſie erſtreckte ſich nicht nur auf das Attentat ſelbſt, ſondern 
verſuchte zugleich die organiſatoriſchen Zuſammenhänge und 
Hintergründe des Miniſtermordes aufzuhellen. 

Bei dieſen Unterſuchungen will man, wie die „Gazeta 
Polska“ ſchreibt, einwandfrei feſtgeſtellt haben, daß der Be⸗ 
fehl zur Ermordung Pierackis von der im 
Ausland weilenden Leitung der DUN (der 
Ukrainiſchen Nationaliſtiſchen Organiſation) erteilt wor- 
den iſt. Die DUN ift eine in ihrer Stärke nicht zu erfaſſende 
ukrainiſche Kampfgruppe; ſie nimmt Polen gegenüber einen 
unverſöhnlichen Standpunkt ein und erblickt in der von der 
UNd (der Ukrainiſchen Nationaldemokratiſchen Partei) ver⸗ 


tretenen Politik eines Ausgleichs mit Polen eine Einſchläfe⸗ 
rung der nationalen Energien der ukrainiſchen Volksgemein⸗ 


ſchaft. Die eigentlich Schuldigen an dem Miniſtermord ſeien, 
ſo ſchreibt das polniſche Regierungsblatt, der Präſident der 
OllN. Oberſt Konowalec, der Kampfreferent der OUN, 
Semngf, und der frühere Rittmeiſter der ukrainicchen 
Ar. nee, Rico Jary. Die polniſche Staats anwaltſchaft hat 
gegen dieſe drei ukrainiſchen Führer Steckbriefe er⸗ 
lafjen. Doch iſt die Hoffnung natürlich gering, daß die 
Schweiz oder England, wo ſich Konowalec, Semnyk und Jary 
aufhalten, auf dieſe Steckbriefe hin die Beſchuldigten aus⸗ 
liefern werden. 


Die Jorderungen der Ukrainer N 

, Miniſterpräſident Slawek empfing kürzlich zwei 
führende Vertreter der oſtgaliziſchen Ukrainer, den General⸗ 
ſekretär der Ukrainiſchen Nationaldemokratiſchen Partei, Ce⸗ 
le wicz, und den Hauptſchriftleiter des „Dilo“, Abg. Mus 
dryj, die ihm folgende Forderungen vortrugen: 

1. die bisher bei den Polen übliche Bezeichnung „Ruthenen“ 
und „rutheniſch“ ſind amtlich durch „Ukrainer“ und 
„ukrainiſch“ zu erjeßen; 

2. es iſt eine einzige (ukrainiſche) Wojewodſchaft Oſt⸗ 
galizien mit der Hauptſtadt Lemberg zu bilden; 

3. die Ukrainer ſind zu den ſtaatlichen Aemtern 


unter denſelben Bedingungen zuzulaſſen wie die Polen; 


4. die ukrainiſchen Genoſſenſchaften find (unter 
Wahrung ihrer Selbſtändigkeit) von polniſcher Seite 
finanziell zu unterſtützen; 

5. den Ukrainern iſt eine Vertretung im Präſidium 

des Warſchauer Sejm zu gewähren. 
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Es verſteht ſich von ſelbſt, daß damit die Wünſche der 
Ukrainer noch nicht erfüllt ſind. Auch das „Dilo“, das Haupt⸗ 
organ der Ukrainiſchen Nationaldemokratiſchen Partei, die 
eine Politik der polniſch-ukrainiſchen Annäherung vertritt, läßt 
keinen Zweifel hierüber. Das Blatt ſchrieb in einem Artikel, 
der ſich mit den Aufgaben der ukrainiſchen Vertretungen in 
Sejm und Senat befaßt, u. a.: „Die neue Vertretung iſt ver: 
pflichtet, auf parlamentariſchem Boden nicht nur die Rechte 
und Belange des ukrainiſchen Volkes zu vertreten, ſondern 
auch eine ſtarke Initiative zu entwickeln, um deſſen Rechte 
zu erweitern. Sie kann ihre Arbeit nicht nur darin 
erblicken, den status quo aufrechtzuerhalten. Dieſer iſt 
nur der Ausgangspunkt für die Arbeit, die 
zur normalen Geſtaltung der polniſch⸗ukrai⸗ 
niſchen Beziehungen führen ſoll. Nicht nur die 
Fragen des Alltags ſind hierbei ins Auge zu faſſen, ſondern 
auch die großen nationalpolitiſchen Belange 
der Ukrainer. Denn die kleinen Fragen können nur 
unter dem Geſichtspunkt der großen Aſpirationen des ufrainis 
ſchen Volkes tatſächlich gelöſt werden.“ 


Generalſtreik in Oftoberſchleſien vermieden 
Ein Kongreß der Betriebsräte aller oſtoberſchleſiſchen 
Hütten und Gruben, der in der zweiten Septemberhälfte in 
Kattowitz tagte, faßte den Beſchluß, am 30. September den 
Generalſtreik auszurufen, falls die Forderungen der 
Arbeiterſchaft: Verkürzung der Arbeitszeit von 
acht auf ſechs Stunden (bei gleichbleibendem Lohn), 
Stützung der notleidenden Knappſchafts⸗ 
kaſſen und loyale Durchführung des Urlaubs⸗ 
geſetzes, von den Arbeitgebern und Behörden abgelehnt 
werden ſollten. Unter dem Druck der Warſchauer Regierung 
ſtellten die Arbeitgeber vorerſt einige Zugeſtändniſſe in der 
Urlaubsfrage in Ausſicht; weiter erklärten ſie ſich bereit, 
über die Arbeitszeitfrage und die Knappſchaftsangelegenheit 
mit den Gewerkſchaftsvertretern in gemeinſamen Aus⸗ 
ſchüſſen zu verhandeln. Daraufhin beſchloß der Betrie bs⸗ 
rätekongreß, von Kampfmaßnahmen einſt⸗ 
weilen abzuſehen und abzuwarten, welche Ergebniſſe 
die Verhandlungen bis zum 1. November d. Is. 
zeitigen würden. Dieſer zurückhaltende Beſchluß des Be: 
triebsrätekongreſſes iſt dadurch begründet, daß die Arbeiter— 
ſchaft Oſtoberſchleſiens durch das jahrelange Maſſenelend 
derart zermürbt iſt, daß die diſziplinierte Durch⸗ 
führung eines großen Arbeitskampfes 
kaumnoch möglich erſcheint. Etwa die Hälfte der 
rörboeitineickgen Makotrenbipne Ng Pgrdgen Teint ehr 
Jahren) ohne Arbeit und Verdienſt. Die heute noch be⸗ 


ſchäftigten Arbeiter fürchten unter dieſen Umſtänden wohl 
mit Recht, daß ſich im Falle eines Streiks genug Arbeitsloſe 
finden würden, die, durch Hunger und Entbehrungen mürbe 
gemacht, ſich durch keine klaſſenkämpferiſchen Solidaritäts⸗ 
gefühle davon würden abhalten laſſen, die Arbeitsplätze 
ihrer ſtreikenden Genoſſen einzunehmen. Dazu kommt, daß 
die Gewerkſchaften ſchon lange nicht mehr in der Lage ſind, 
einen Arbeitskampf größeren Ausmaßes finanziell durch⸗ 
zuhalten. Es iſt nicht das Vertrauen der Kumpels, ſondern 
das kataſtrophale Maſſenelend, das Grazynſki davor be— 
wahrt, ſeine zehnjährige Tätigkeit als Wojewode durch einen 
Generalſtreik quittiert zu ſehen, der, wenn er einmal aus— 
bricht, bei der verzweifelten Stimmung der Maſſen ſehr 
leicht revolutionäre Tendenzen annehmen könnte. Die 
Warſchauer Regierung wird nichts unverſucht 
laſſen, um den Streik zu verhindern. Denn ein Streik könnte 
für das ganze polniſche Wirtſchaftsleben 
verhängnisvoll werden. Bergbau und Hütten⸗ 
induſtrie Oſtoberſchleſiens ſtellen mit ihren Erzeugniſſen ſehr 
wichtige Poſten des polniſchen Exports. Ein Streik von 
längerer Dauer könnte zum Verluſt der mit großen Opfern 
erkämpften und behaupteten Auslandsmärkte führen. Der 
Gedanke, daß der nordiſche Kohlenmarkt, der durch den 
engliſchen Bergarbeiterſtreik gewonnen wurde, durch einen 
oſtoberſchleſiſchen Bergarbeiterſtreik wieder verlorengehen 
könnte, muß für die polniſche Wirtſchaftsführung etwas 
Beunruhigendes haben. Dazu kommt, daß die Warſchauer 
Regierung bei den letzten Wahlen den oſtoberſchleſiſchen 
Arbeitern gewiſſe Verſprechungen gemacht hat, die ſie jetzt 
wohl oder übel irgendwie einlöſen muß. 


Ein deutfches Denkmal in fiaklowitz bejeitigt 


Ende September ift in Kattowitz in aller Stille das 
Denkmal von Dr. Holtze weggeſchafft worden. 
Das Denkmal ſtand in der kleinen Grünanlage vor dem 
Badehaus. Die „Kattowitzer Zeitung“ ſchrieb hierzu u. a.: 
„Viele hiſtoriſche Erinnerungsmale der Stadt ſind bereits 
vernichtet worden oder liegen in ſtaubigen Magiſtrats⸗ 
kellern. Daß man ſich auch an dem Denkmal des 
Mannes, der ſein ganzes Wirken für die 
Entwicklung von Kattowitz eingeſetzt und die 
geſamte Bürgerſchaft dadurch zu tiefer Dankesſchuld ver- 
pflichtet hat, vergreifen würde, erſcheint unglaublich. 
— Kattowitz verdankt Dr. Holtze in erſter Linie ſeine Er⸗ 
hebung zur Stadt im Jahre 1865 und damit die Schaffung 
einer der weſentlichſten Vorausſetzungen ſeiner ſpäteren 
Entwicklung. In einer polniſchen Stadtchronik aus dem 
Jahre 1926 heißt es u. a.: „Dr. Holtze, der die polniſche 
Sprache ebenſo einwandfrei beherrſchte wie die deutſche, 
arbeitete außer in ſeiner ärztlichen Praxis zuſammen mit 
ſeinem Schwiegervater Grundmann ſehr erfolgreich 
an der Hebung der wirtſchaftlichen Ent⸗ 
wicklung von Kattowitz, indem er gleichzeitig tätigen 
Anteil an der Arbeit auf allen ſozialen Gebieten nahm, aus⸗ 
ſchließlich natürlich im deutſchen Sinne.“ (Es iſt nicht recht 
verſtändlich, was dieſer letzte Zuſatz heißen ſoll. Holtzes vor 
allem auf ſozialem und wirtſchaftlichem Gebiet liegende 
Arbeit kam naturgemäß in erſter Linie der ärmeren Be⸗ 
völkerung zugute, die großenteils zwar einen nichtdeutſchen 
Dialekt ſprach, mit dem nationalen Polentum aber nichts 
zu tun hatte und nichts zu tun haben wollte.) Jene 
aber“, ſo ſchließt die „Kattowitzer Zeitung“ ihren Bericht, 


Arbeitstagung des 


Nach Oſtpreußen, Schleſien, mittlerer Oſtmark, Grenz— 
mark, Oſtpommern und Bayeriſcher Oſtmark ſuchte der Bund 
Deutſcher Oſten als letzten Abſchnitt der reichsdeutſchen Dit: 
front das ächſiſche Grenzgebiet auf. Am 2 9. und 30. Sep- 
tember veranſtaltete er in Löbau (Sachſen) eine feiner 
Arbeitstagungen, an deren erſtem Teil auch zahlreiche 
Ortsgruppen-⸗ und Schulungsleiter der Partei und die ſächſi⸗ 
ſchen Kreisleiter des BDO teilnahmen. Kreisleiter Pg. Rei⸗ 
ter eröffnete und leitete als Leiter der gaſtgebenden Landes— 
gruppe die Tagung. Er hielt einen einleitenden Vortrag, in 
dem er die gegenwärtige grenzpolitiſche Lage Sach⸗ 
ſens erörterte, einen aufſchlußreichen Bericht über die ge⸗ 
ſchichtliche Entwicklung der beiden Lauſitzen gab und die 
Methoden einer organiſchen Volkstumsarbeit in dieſen Ge⸗ 
bieten darlegte. — Der Landesgruppenleiter Schleſien, Kreis⸗ 
leiter Hartlieb, beſchäftigte ſich in ſeinem Referat, vom 
ſchleſiſchen Beiſpiel ausgehend, mit den Lehren des 
Volkstumskampfes der Vorkriegszeit, mit dem gegen⸗ 
wärtigen nationalen Kräfteverhältnis an den ſchle ſüchen 
Grenzen, mit den Bindungen der Genfer Oberſchleſienkonven⸗ 
tion, der Judenfrage in Weſtoberſchleſien, dem Problem der 
nationalen Zwiſchenſchicht uſw. Die militäriſche Kraft ſei nicht 
imſtande, die Grenzen eines Staates zu halten, wenn die 
Volkstumsarbeit verſage: die Leitung der Volkstumsarbeit 
müſſe, ebenſo wie der Generalſtab einer Armee, ſtets die 
ungünſtigſte Situation zur Vorausſetzung ihrer Ueberlegungen 
annehmen. 


Mit der Prager Politik ſetzte ſich Pg. Roeßler von der 
Gauführerſchule Auguſtusburg auseinander. An zahlreichen 
Beiſpielen kennzeichnete er dieideologiſche Verlogen⸗ 
heit der tſchechiſchen Profeſſoren demokratie, 
die in der Außenpolitik wie in ihrer innerſtaatlichen Arbeit 
nur ein Ziel kenne: den bedingungsloſen Kampf gegen alles, 
was deutſch iſt, die ſich daher politiſch und militäriſch mit 
Moskau verbinde und in ihren ſtaatlichen Randgebieten einen 
völkiſchen Vernichtungsfeldzug durchführe, der an methodiſcher 
Grauſamkeit ſich nur mit der Moskauer Ausrottungspolitif 
gegen die Wolgadeutſchen vergleichen laſſe. Wenn Beneich von 
En ſeeliſchen Verwandtſchaft mit den Bolſchewiſten ge⸗ 
prochen habe, ſo habe er das Prager Syſtem in ſeinem 
moraliſchen Gehalt und in ſeiner politiſchen Zielsetzung er⸗ 


ſein Werk 


„die auf ſeinen Leiſtungen heute aufbauen 
können, ſcheuen ſich nicht, den Mann und 
zu verleugnen. Das kleine, ſchlichte 
Denkmal iſt weg, das unendlich große ſeiner Leiſtung aber 
— die Stadt Kattowitz — zeugt weiter für ſein Schaffen.“ 
Daran wird auch Grazynſki nichts ändern. 


Hunderfjahrfeiern deuticher Kolonien in Oſigalizien 

Zwei deutſche Gemeinden in Oſtgalizien konnten im Sep: 
tember d. J. auf ihr hundertjähriges Beſtehen zurückblicken: 
Felizienthal und Kornelowka. Vor einem Jahr⸗ 
hundert kamen die Vorfahren der heutigen Felizienthaler 
aus der Tachauer und Pilſener Gegend in das 
unerſchloſſene karpathiſche Waldland, um ſich hier eine neue 
Heimat zu ſchaffen. Am 22. September fanden ſich die Be⸗ 
wohner des Dorfes mit den Volksgenoſſen aus den benach⸗ 
barten Siedlungen Annaberg, Tucholka, Karlsdorf uſw. zu 
einer ſchlichten Feier zuſammen, die dem Gedenken der mühe⸗ 
und opfervollen Arbeit der Vorfahren galt. Eine Woche dar⸗ 
auf begingen die Deutſchen Kornelowkas die Feier des hun⸗ 
dertjährigen Beſtehens ihres Dorfes. Auch bei dieſem Dorf, 
das heute 47 Häuſer zählt, handelt es ſich um eine Siedlung 
egerländiſch⸗böhmerwäldiſcher Deutſcher, die ihr Volkstum 
durch Not, Entbehrung und Krieg treu bewahrt haben. Der 
poiniſche Kurator Dr. Pietruſki, der an der auch von den 
Deutſchen der Nachbargemeinden ſtark beſuchten Feier teil⸗ 
nahm, ſtellte Kornelowka als lebendiges Beiſpiel 
einer muſterhaften Dorfentwicklung dar: „Wir 
Polen vereinigen uns mit euch an eurem Feſttage; Kornelowta 
iſt ein Muſterdorf und erleichtert unfere Arbeit, die danach 
ſtrebt, unſere Dörfer wirtſchaftlich zu heben.“ 


BDO in Sachſen 


ſchöpfend charakteriſiert. — Der Bundesleiter des BDo., Pg. 
Prof. Dr. Oberländer, ging in ſeiner Anſprache vom 
Volkstumskampf der Memelländer aus, die 
eben an dieſem Tage zur Wahlurne gingen. Am memellän⸗ 
diſchen Beiſpiel legte er die Grundlagen einer erfolgreichen 
Volkstumsarbeit dar, betonte vor allem die Notwendigkeit, die 
Menſchen an der Grenze zur Selbſthilfe zu erzie⸗ 
hen, ſie ſo zu erziehen, als ob der Staat nicht mehr hinter 
ihnen ſtände. Was der Oſten vom übrigen Deutſchland in 
erſter Linie verlange, das ſeien nicht Gelder, ſondern 
Menſchen. — An dieſe Vorträge ſchloſſen ſich Beſprechun⸗ 
gen in engerem Kreiſe an, die die beſonderen grenzpolitiſchen 
und volkspolitiſchen Fragen Sachſens zum Gegenſtand hatten. 
Am Nachmittag fand im Schützenhaus eine öffentliche 
Kundgebung des BDO ſtatt. Dort ſprach Pg. Ober⸗ 
länder über die Entwicklung der Lage im Memelgebiet und 
über die Aufgaben des Bundes. Pg. Reiter wandte ſich 
gegen die tſchechiſchen Verſuche, die Wendenfrage auf 
ein falſches politiſches Gleis zu ſchieben. — Am Abend vereinte 
ein Kameradſchaftsabend die Teilnehmer der Ta⸗ 
gung mit den Parteigenoſſen der Löbauer Ortsgruppe 
der NS D AP. 


Am zweiten Tage führte eine Kraftwagenfahrt durch die 
ſächſiſche Lauſitz. An Großhennersdorf, Obercunnersdorf und 
Nechern wurden die typiſchen dörflichen Siedlungsarten des 
Landes erläutert. Bei Niethen wurde ein vorgeſchichtlicher 
Burgwall beſichtigt, der wie eine Feſtung den Zugang zu 
einem Tale beherrſcht. Die Fahrt ging weiter durch die land⸗ 
ſchaftlich reizvolle Gröditzer Skala. In Panſchwitz wohnten die 
Teilnehmer in zwei verſchiedenen gemiſchtiprachigen Schulen 
dem Unterricht bei. Und in Bautzen erſchloß ein Rundgang 
durch die Stadt und ein Beſuch des Muſeums die Schönheit 
dieſes alten deutſchen Vorpoſtens im Oſten und das künſtleriſche 
Schaffen der Lauſitz durch die Jahrhunderte. Die Leitung der 
Arbeitstagung hat es verſtanden, den Teilnehmern nicht nur 
durch aufſchlußreiche Referate und eingehende Beſprechungen 
im engeren Kreiſe die Bedeutung Sachſens als Grenzland 
und die Beſonderheit ſeiner völkiſchen Probleme näherzu⸗ 
bringen, ſondern fie auch mit dem Land und Seiner Gelchichte 
durch die Beſichtigung einer Reihe charakteriſtiſcher Punkte 
bekannt zu machen. 
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Sachſen als Teil der deutſchen Oftfront 


(Fortſetzung und Schluß) 

Viertens: Gebiete werden zu Grenzländern, wenn 
ſich Fronten abheben; Grenzlandbewußtſein wird 
einſatzfähig erſt da, wo das ganze Daſein 
einer Belaftungsprobe unterworfen wird. 
Das geſchah in Oſt⸗ und Weſtpreußen in einer Zeit, als das 
ſächſiſche Gebiet binnendeutſch zu werden begann. Bis dann 
auch dieſes Gebiet wieder in die Kampfzeit der erſten Rück⸗ 
eroberung zurückgeriſſen wurde: in den Huſſitenkrie⸗ 
gen, die faſt gleichzeitig mit den Verzweif⸗ 
lungskämpfendes Deutſchen Ordens ausgetragen 
wurden. Sachſen war dem Binnenlande näher; es fand die 
Hilfe, um die der ſchwer umdrängte Nordoſten vergeblich rief. 
Aber die Einfälle von Böhmen her überdauerten die Huſſiten⸗ 
zeit faſt zwei Jahrzehnte (bis 1450); ein ganzes Jahrhundert 
zitterte in der ſächſiſchen Bevölkerung der Schrecken vor den 
tſchechiſchen Raubzügen nach, und er verblaßte erſt, als eine 
noch grauſigere, noch geballtere Angſt einbrach: die vor den 
Türken. Das verlangte wahrhaftig ein opferfreudiges 
Grenzertum a Jahrhunderte. Von 1421, dem ſächſiſchen 
Siege über die Huſſiten bei Brüx, bis 1526, der erſten Belage⸗ 
rung Wiens durch die Türken, haben vier Generationen, von 
da bis 1683, als es ſchien, daß Wien fallen müßte und das 
ganze Hinterland die Beute der Türken würde, ſechs Ge⸗ 
ıhlechterfolgen Grenzwacht gehalten, Befeſti⸗ 
gungen gebaut, ſich in Waffenübungen geſtählt, geopfert an 
Gut und Blut und ſchließlich oft weit vom Lande weg in 
Böhmen und an der Türkenfront Waffenhilfe geleiſtet. So 
waren es nicht weniger als zehn ſächſiſche Generationen, für 
die der Begriff Grenze erfüllte, grauſame und doch gemeiſterte 
Wirklichkeit geweſen iſt. Zehn Grenzergenerationen! Ihre 
Nöte und Taten verſinken nicht in grundloſes Vergeſſen, ſon⸗ 
dern leben fort von Enkel zu Enkel, um erneut Taten zu 
zeugen, wenn die Stunde des Einſatzes ſchlägt. 

Und doch war Sachſen nicht immer Grenzland. Der 
würde die Geſchichte dieſes Landes verkennen, der das oft 
tragiſche Wechſelſpiel zwiſchen binnendeutſcher 
und grenzländijder Aufgabe Sachſens außer 
acht ließe. Als den erſten binnendeutſchen Rückſchlag können 
wir die Erwerbung Thüringens durch die Wettiner 
1264 feſtſtellen. Gerade dieſer binnendeutſche Erwerb entfeſſelt 
einen die Kraft des Meißner Markgrafengeſchlechtes ſchwer 
ſhädigenden Verwandtenzwiſt. 

Mitten im Siegeszug gegen die Huſſiten erhielt 1423 der 
Markgraf Friedrich von Meißen die Kurwürde und 
das niederſächſiſche Gebiet um Wittenberg. 
Damals wanderte die Bezeichnung Sachſen von der Unterelbe 
bis zu den Kämmen des Erzgebirges. Ein großer Erfolg, aber 
auch eine Ablenkung. Bezeichnend, daß die furchtbare Nieder⸗ 
lage des ſächſiſchen Adels bei Auſſig gegen die Huſſiten 1426 
eintrat, als der neue Kurfürſt ſein Markgrafenamt tatenhem⸗ 
menden „Reichsangelegenheiten“ hintenanſetzen und deshalb 
feinem Lande fern bleiben mußte. 

Wieweit die grenzmärkiſchen Pflichten als läſtig empfun⸗ 
den wurden, zeigt zwei Jahrzehnte ſpäter das Verhalten der 
beiden Brüder Wilhelm und Friedrich bei der Teilung der 
wettiniſchen Lande (1445), wobei beide in ſchweren 
Streit miteinander gerieten, weil jeder das ruhigere Thüringen 
zugeſprochen haben wollte. Die lachenden Dritten bei dieſem 
Zwiſt waren die Tſchechen, die unter Georg Podiebrad 1450 
wiederum verwüſtend in das ihnen verhaßte Sachſen ein⸗ 
brachen. 

Als endlich unter freudiger Zuſtimmung deutſchböhmiſcher 
Adliger, begleitet von dem politiſchen Rat des hochangeſehenen 
Nürnberger Rechtsgelehrten Gregor von Heimburg, 1471 Her⸗ 
zog Heinrich von Sachſen mit 5000 Mann und 400 Wagen in 
Prag einzog, als Bewerber in der böhmiſchen 
Königswahl, da war 50 Jahre nach den erſten Siegen 
über die Huſſiten die grenzländiſche Aufgabe wieder klar 
erkannt. Welche Ausblicke ſchienen ſich da für beide Länder 
zu bieten! Freilich blieb es beim Verſuch. Ungleich mächtigere 

egner waren als Bewerber auf den Plan getreten: Der 
Kaiſer ſelbſt, Ungarn, Polen und Franzoſen. Das auf ſich ſelbſt 
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geſtellte Sachſen fiel durch; die großen Unkoſten, in die ſich 
der Bewerber geſtürzt hatte, waren vergebens. Aber in der 
Geſchichte geht nichts verloren, wenn es auch jahrhunderte⸗ 
lang unwirkſam bleibt. So kam nach 150 Jahren, zu Beginn 
des Dreißigjährigen Krieges, die Stunde, in der der ſäch⸗ 
ſiſche Kurfürſt zum böhmiſchen König gewählt 
wurde, freilich zu einer Würde, die erſt mit dem Schwert in 
der Hand gegen Habsburg hätte erkämpft werden müſſen. 
Der ſächſiſche Kurfürſt aber ſcheute dieſen Waffengang und 
lehnte ab. 

Der Verzicht des ſächſiſchen Kurfürſten auf die ihm an⸗ 
gebotene böhmiſche Krone beſiegelte eines der Verhängniſſe, an 
denen die deutſche Geſchichte jo reich iſt. Die Gunſt der Stunde 
war verppielt durch die religiöſe Enge, den Fluch des Verwand⸗ 
tenzwiſtes und den unglücklichen Bund mit Habsburg, kurz durch 
die Mächte, die in der deutſchen Geſchichte von jeher ſo ver⸗ 
hängnisvoll gewirkt haben. Sachſen blieb Binnenland in dem 
Augenblick, wo es grenzpolitiſch handeln mußte. Es bezahlte 
das mit der beiſpielloſen Verwüſtung im Dreißigjährigen 
Kriege. 

Und doch hat dieſer Fürſt, der in Böhmen die große 
Stunde verpaßte, ſich als Mehrer des Reiches erwieſen, indem 
er die Lauſitzen erwarb. Wir feiern in dieſem Jahre 
die dreihundertſte Wiederkehr dieſer Erwerbung. Dieſer ver⸗ 
änderten Ausdehnungsrichtung folgte Auguſt des Star— 
ken Großmachtspolitik. Wir können uns nicht genug 
hüten, Auguſts Polenpolitik als ein luftiges Abenteuer abzu⸗ 
tun, wie es einige Geſchichtsſchreiber noch heute zu tun belieben. 
In Auguſt ſteckte mehr Oſtmärkertum als man gemeinhin 
glaubt. Die kulturtragenden Schichten Polens waren damals 
noch zu einem großen Teil deutſch. Auch war Auguſts Bewer⸗ 
bung um die polniſche Krone eine deutſche Angelegenheit, ein 
kühner Schachzug gegen die politiſchen Hegemoniebeſtrebungen 
Frankreichs, das damals ſchon nach dem Oſtraum vorfühlte. 
Aber indem Auguſt dieſe Oſtpolitik von Oeſterreich und dem 
Reiche gleichſam nur gegönnt wurde, entpuppte ſie ſich als 
eine Politik zweiter Hand. 

In der Folge erſcheint der Nahe Oſten geteilt in drei 
deutſche Staaten: Zu Sachſen und Oeſterreich kommt 
Preußen. Sachſen in der Mittellage hatte in dieſem Wett⸗ 
ſtreit keine Vorgaben. Es hätte der genialſten politiſchen Ent⸗ 
würfe bedurft und es hätte vor allem die zähe Zielſtrebigkeit 
entwickeln und den gleichen rückſichtsloſen Ernſt einſetzen 
müſſen, den Preußen gegen Schweden, Polen und Sachſen, 
Oeſterreich gegen die Türken aufbrachten. Während Preußen 
ſchließlich zu Ende der Befreiungskriege zum Grenzwächter an 
Rhein und Weichſel beſtellt wurde, ſchied Sachſen aus der Oſt⸗ 
front aus. 

Die binnendeutſche Bindung des ſächſiſchen Königshauſes 
an Habsburg ließ den alten Kampfgeiſt völlig vermiſſen. Der 
Verſuch, mit Napoleons Hilfe noch einmal die alte Stellung 
in Polen zurückzuerlangen, blieb ſchwächlich und ohne Erfolg. 
Dieſer Abſtieg veranlaßte viele der Beſten, außer Landes zu 
gehen: Wir nennen nur den Kamenzer Leſſing, den Kün⸗ 
der preußiſchen Lebensſtils, den unerſchrockenen Kämpfer 
gegen dynaſtiſche Erbärmlichkeit und kirchliche Enge, den un⸗ 
beſtechlichen Gegner der franzöſiſchen Verlotterung des deut⸗ 
ſchen Kulturlebens, den Wegbereiter der größten deutſchen 
Literaturepoche, den Mann, dem man angeſichts ſolcher Ver⸗ 
dienſte heute nicht kleinlich aufrechnen ſollte, daß er in manchen 
Dingen ein Kind ſeiner Zeit blieb. Wir nennen den Lauſitzer 
Fichte, der nach Preußens Hauptſtadt kam und ihre welt- 
bürgerlich⸗pazifiſtiſche Bevölkerung für den Befreiungskampf 
wachrüttelte. Wir nennen die Sachſen Schill, Gneiſe⸗ 
nau und Körner und nicht zuletzt den Herold des preußiſch⸗ 
deutſchen Kaiſertums, den Sachſen Treitſchke. All' das 
waren Streiter für das ganze Deutſchland aus 
der Geſinnung des Preußentums, das ſie aus der Ablehnung 
des 18. Jahrhunderts in ſich ſelbſt entdecken konnten, weil das 
alte Oſtmärkertum in ihnen noch irgendwie lebte. 

Der Oſten iſt Unausgeglichenheit und ungelöſte Spannung: 
der Weſten Form und Ruhe: beides Eigenſchaften, die uns 
Oberſachſen fehlten. Wenn Joſef Nadler in dem „Stamm⸗ 


haften Gefüge des deutſchen Volkes“ darauf hinweiſt, daß 
nirgends anders als im deutſchen Oſten der 
Gedanke des Volkes als eines ewig Werden⸗ 
den, wie er uns bei dem Oberſachſen Friedrich Nietzſche 
entgegentritt, entftehen konnte, Jo hat er damit unfere 
tiefite Verwurzelung erkannt. Alles in allem ergibt ſich aus 
dieſer Betrachtung! die Zeiten, in denen Sachſen 
grenzländiſch und oſtmärkiſch dachte und 
handelte, waren vorwärtsweiſende Zeiten; 
Zeiten des Aufſtieges, der Größe oder Ver⸗ 
heißung. Und auf die Gegenwart bezogen: Sachſen gehört 
zur geiſtigen Oſtfront a 

Fünftens: Wieder ſind wir Grenzland geworden. 
Sorben, Huſſiten, Türken find abgelöſt von einem Nachbarn, 
der ſich nicht ſcheut, in unverkennbarer Front gegen uns mit 
dem Todfeind des Abendlandes zu paktieren. Kann es da aus⸗ 
bleiben, daß endlich bei uns das alte Grenzlandbewußtſein 
wieder erwacht? Es ſcheint, daß wir in Sachſen uns 
im Abbau der binnendeutſchen Sorgloſigkeit befinden. 
Grenzländerſind Bollwerke und Brücken. 
Wenn unfere ſudetendeutſchen Brüder heute nicht mehr 
zerriſſenen Herzens nach Sachſen blicken, wo man in marxi⸗ 
ſtiſcher Zeit nur zu einem kleinen Teil wußte, daß jenſeits der 
Landesgrenze dreiundeinhalb Millionen Deutſche im tſchechi⸗ 
ſchen Zwangsverband einen Verzweiflungskampf um ihre 
elementarſten volklichen Rechte zu beitehen haben; wenn ſie 
heute mit Sehnſucht und Stolz zu uns hinüberſehen, ſo iſt 
das einzig und allein das unvergängliche Verdienſt unſeres 
Führers und ſeiner Helfer. Der Nationalſozialismus nur 
konnte Sachſen zu einem Vollwerk fügen. Und doch tut er noch 
etwas: er ſchlägt die Brücken zum deutſchen Vor⸗ 
feld und zum fremden Volkstum. Unerläßlich iſt, 
daß bei uns ſich die grundlegende Tatſache Anerkennung ver⸗ 
ſchaffe, daß die Landesgrenze nicht die Volks⸗ 
tumsgrenze darſtellt. Eine Landeskunde von 
Sachſen, die es — wie das bisher üblich war — ver: 
ſäumt, das deutſchböhmiſche Vorfeld einzu: 
beziehen und auf deſſen Gefährdung und 
Schädigung hin zuweiſen, iſt heute von Uebel. 
Doch können wir dabei nicht ſtehen bleiben: Wir müſſen den 
Gegner ſelbſt kennen lernen: wir müſſen uns vertraut machen 
mit der tſchechiſchen Geſchichte, um erfolgreich die tſchechiſchen 
Fälſchungen geſchichtlicher, erdkundlicher und ſonſtiger Tat⸗ 


beſtände abzuwehren. Wir müſſen die andersgeartete geiſtige 
und ſeeliſche Lage des tſchechiſchen Nachbarn als die Quellen 
ſeiner nationalen Kraft erkunden. Grenzländer können es 
ſich nicht leiſten, die zegneriſche Poſition zu ignorieren. Wir 
haben nicht mehr den mißverſtandenen „Herrenſtandpunkt“ 
vergangener Generationen, die im Slawen den Angehörigen 
einer „minderen Menſchenart“ ſehen zu können glaubten. Wir 
1 ihn ernſt, weil wir jedes eigenſtändiſche Volkstum 
achten. 

Sechſtens: Die preußiſchen Oſtprovinzen haben in 
ihrem Grenzkampf immer und immer ihre Verbundenheit 
mit dem deutſchen Volksganzen zu erweiſen verfucht, indem fie 
hervorkehrten, was das Mutterland ihnen verdanke: den 
getreuen Unbekannten wie den größten Söhnen und Töchtern, 
die ſie Deutſchland geſchenkt. Wollte Sachſen das Gleiche tun, 
welche Heerſchau hätte es vorzuführen! Hat es nicht Geſamt⸗ 
deutſchland ſeine Schriftſprache, die Reformation, 
die größten Künſtler und Denker geſchenkt? Leib⸗ 
nitz, Fichte und Nietzſche; Bach, Wagner, Schumann; Ludwig 
Richter und Klinger: Gellert und Novalis waren oberſäch⸗ 
ſiſchen Stammes. Und iſt Sachſen im 19. Jahrhundert nicht 
zur Werkſtatt Deutſchlands geworden? 

Darauf hinzuweiſen, iſt keine partikulariſtiſche Lächerlich⸗ 
keit: es ſind unveräußerliche Rechte, von denen das Grenzland 
in Notzeiten Gebrauch macht, um das Volksganze an ſeine 
Dankespflicht zu erinnern. Und es find andererfeits Vorauss 
ſetzungen zur Selbſtachtung aus dem Gefühl des Stolzes auf 
die eigene Leiſtung, die wir gerade in Sachſen ſo notwendig 
brauchen. Wenn wir eine nationalpolitiſche Forderung aus 
dieſer Betrachtung ableiten, ſo iſt es die: Hinweg mit jeder 
Verzerrung ſächſiſchen Weſens! Das deutſche Volk 
möge ſich bemühen, uns zu beurteilen nach 
dem Beſten, was wir ihm gegeben haben, nicht 
aber nach jener erbärmlichen Bliemchenliteratur, die geriſſene 
Aſphaltliteraten über uns in Umlauf geſetzt haben. Es entſteht 
keine Grenzergeſinnung dort, wo man ſich nicht ernſt nimmt 
oder wo man nicht ernſt genommen wird. 

Sachſen, wo immer man es faßt, gehört zur Oſtfront, ge⸗ 
ſchichtlich, gegenwärtig und zukünftig. Grenzlandarbeit im 
kämpferiſchen Verband des Nationaliozialismus heißt: vom 
Teil zum Ganzen aufblicken und vom Großen die Kraft zur 
Verwirklichung des Kleinen herleiten! 

N Dr. Oswin Poetschke. 


Buchbeſprechungen 


Das germaniſche Meer. Geſchichte des Oſtſeeraumes. 
Von Dr. Erich Maſchke. Verlag Grenze und Ausland, 
Berlin⸗Stuttgart 1935. 40 Seiten. Preis kart. 0,60 4. — 
Will man das, was heutzutage in Polen als „Meeres⸗ 
ideologie“ in Umlauf geſetzt wird, auf ſeinen geſchichtlichen 
Wahrheitsgehalt überprüfen, dann wird man in dieſer 
Schrift des jungen, in der Wahl feiner Themen immer 
aktuellen Königsberger Hiſtorikers das geeignete Hilfs⸗ 
mittel finden. Es hat in keinem Abſchnitt der Geſchichte eine 
innigere und dauerhaftere Vertrautheit des Weſtſlawen mit 
dem Meere gegeben; die Germanen und ihre Blutserben in 
Skandinavien und in Deutſchland ſind es, die mit dem 
Meere verwachſen und auf ihm heimiſch waren und ſind. 
Solange es eine Geſchichte im Oſtſeeraum gibt, iſt dies eine 
germaniſch⸗deutſche Geſchichte geweſen. Alles andere iſt 
immer nur Epiſode geblieben. Maſchke verzeichnet den 
Gang dieſer Geſchichte von der germaniſchen Vorzeit bis in 
die Gegenwart, und mit Recht kann er feine- Arbeit mit dem 
Satze beſchließen: Im großen und wunderbaren Zuge der 
Jahrtauſende war die Oſtſee das germaniſche Meer. Dr. K. 


Wir ſchmieden die pe Der Kampf der „Jung- 
deutſchen Partei für Polen“ in Poſen-Pommerellen. 
Herausgegeben von der Bromberger Geſchäftsſtelle der 
Jungdeutſchen Partei (Bromberg ul. Sobieskiego 6) 
1935.— In knappem Ueberblick wird in dieſer von Erich Spitzer 
und Ulrich Uhle bearbeiteten Broſchüre geſchildert, wie es 
zu der ſcharfen Auseinanderſetzung innerhalb 
des Deutſchtums in Poſen und Pommerel⸗ 
len kam. Man wird noch einmal an die wichtigſten Etappen 
des Kampfes erinnert, den die Jungdeutſche Partei gegen 


die ſeit Jahren anhaltende völkiſche Verſandung und ideelle 
Verarmung des Deutſchtums in Weſtpolen führt: Ueber⸗ 
la der Bewegung nach Poſen-Pommerellen, Jägerhofer 
reis, „Sängerkrieg auf der Swartburg“ am 5. Mai 1934, 
Tod des Erich Makus am 26. Mai, Burgfrieden und Wieder- 
ausbruch des Kampfes, Gründung der „Deutſchen Vereini⸗ 
gung“, Ausſchließungsklauſel, Jungdeutſcher Parteitag in 
Bojen am 5. Mai 1935. Es folgt dann eine Charakteriſtik 
der anderen Seite. Das abſchließende Kapitel faßt noch ein⸗ 
mal die Ziele der Bewegung zuſammen. Es iſt zu wünſchen, 
daß die Broſchüre im Reiche bei denen, die Sorge um das 
Deutſchtum in Polen tragen, Beachtung findet, gleichgültig, 
wie ſie zu dieſen Auseinanderſetzungen ſtehen. Die Deutſche 
Vereinigung plant eine Gegenſchrift. Dr. K. 


Oſtpreußen. Land und Leute. Von Dr. Brun o 
Hoffmann und Dr. Theodor Hurtig. Verlag 
Graefe und Unzer, Königsberg (Pr.) 1935. 192 Seiten mit 
83 Abbildungen, Kartenſkizzen und einer Ueberſichtskarte. 
In dieſem Oſtpreußenbuch iſt weniger von den Men⸗ 
ſchen als von der Landſchaſt die Rede. Deren Darftellung 
iſt den Verfaſſern ausgezeichnet gelungen. Die erdgeſchicht⸗ 
liche Vergangenheit wird in einer auch dem Laien leicht ver⸗ 
ſtändlichen Weiſe geſchildert. Wie durchweg, ſo ſteht auch in 
den Kapiteln, die ſich mit der Vorgeſchichte und der Geſchichte 
Oſtpreußens ſowie mit der Wirtſchaft des Landes befaſſen, 
das Raumpolitiſche und Landſchaftliche voran. Im zweiten 


Teil des Buches werden die einzelnen charakteriſtiſchen Land⸗ 


ſchaften geſchildert: das Samland und Königsberg, die 
Kuriſche Nehrung und die Memelniederung, das Friſche Haff 
und das Weichſel⸗Nogat⸗Delta, das Weichſeltal und das 
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Oberland, Maſuren und Mitteloftpreußen, das nordöftliche. 


Grenzgebiet und das entriſſene Memelland. Man erhält eine 
plaſtiſche Vorſtellung von der vielartigen Schönheit der 
Provinz und von den Nutzungs- und Entwicklungsmöglich⸗ 
keiten, die der Boden ihren Menſchen gewährt. Dr. K. 
Die Wanderungsbewegung in Oſtpreußen. Eine Bevölke⸗ 


rungsſtudie. Von Dr. Konrad Steyer. Graefe und Unzer 


Verlag, Königsberg 1935. 146 Seiten. Preis 6,.— AM. 

Die Schrift iſt als Heft 1 der vom Statiſtiſchen Amt der 
Provinzialverwaltung Oſtpreußen herausgegebenen „Bei: 
träge zur Statiſtik der Provinz Oſtpreußen“ erſchienen. Sie 
unterſucht, geſtützt auf das Material der gut ausgebauten 
oſtpreußiſchen Provinzialſtatiſtik, ein Thema, das ſchon ſeit 
langem, ſeitdem Oſtpreußen zu einer Kinderwiege des 
Reiches wurde, allgemein intereſſiert. Die Unterſuchung 
erſtreckt ſich in der Hauptſache auf die Jahre 1929 —1932. 
Sie beſchäftigt ſich mit der Binnenwanderung ſowohl wie 
mit der Außenwanderung der Provinz. Die Zuſammen⸗— 
hänge, die zwiſchen der Wanderungsbewegung einerſeits 
und der Grundbeſitzverteilung, der Altersgliederung, der 
Berufsgliederung uſw. andererſeits beſtehen, werden ge⸗ 
prüft. Die Ergebniſſe, zu denen die Unterſuchung gelangt, 
beſtätigen z. T. die bisher geltenden Anſchauungen, z. T. 
aber ſtellen ſie auch eine bemerkenswerte Korrektur mancher 
bisher als allgemein gültig angenommener Theſen dar. Die 
Darſtellung der oſtpreußiſchen Binnenwanderung befriedigt 
durchaus; ſie gibt ein abgerundetes Bild. Die Darſtellung 
der Kü ee Außenwanderung läßt dieſe Klarheit 
wegen der Kürze des behandelten Zeitraumes [1925 (bzw. 
1929) — 1932] vermiſſen. Das liegt in der Hauptſache daran, 
daß brauchbares Material für eine eingehendere Betrachtung 
eben nur für dieſen kurzen Zeitraum vorliegt. Es wäre aber 
immerhin möglich, die Wanderungsbeziehungen Oſtpreußen 
— übriges Reich ſowohl zeitlich wie hinſichtlich der Wander: 
richtung ausführlicher darzuſtellen. Die Differenzmethode 
und die Verwertung ſtatiſtiſcher Sonderunterſuchungen über 
die Oſtpreußen z. B. in Berlin und im Ruhrgebiet bieten 
hier noch Möglichkeiten, die hoffentlich bei ſpäterer Gelegen⸗ 
heit ausgenutzt werden. Auch in anderer Hinſicht erwachſen 
der oſtpreußiſchen Bevölferungsftatiftit in Zukunft noch be⸗ 
ſonders intereſſante und praktiſch bedeutungsvolle Aufgaben: 
Durch die nationalſozialiſtiſche Aufbauarbeit wird die 
Binnen⸗ und Außenwanderung Oſtpreußens zweifellos ganz 
weſentlich beeinflußt. Bis an die Auf in der ſich die be⸗ 
völkerungspolitiſchen Folgen dieſer Aufbauarbeit bemerkbar 
zu machen beginnen, führt die Unterſuchung von Steyer 
heran. Sie iſt als eine Studie, die die Zeit von 1929, dem 
Jahre der blühenden Scheinkonjunktur, bis zum tiefſten Ver⸗ 
fall zum Gegenſtand hat, eine nützliche Vorarbeit für eine 
ſpätere Darftellung der Wanderungsbewegung in der Zeit 
nach der Machtergreifung. Faſt die le des Buches wird 
von ſtatiſtiſchen Tabellen und graphiſchen Darſtellungen 
eingenommen. Dr. K. 


Drei Jahrhunderte Bauernleben in der Weichſel · 
niederung. Fünfhundertfünfzig Jahre Bürgerleben in der 
Stadt Thorn. Von Reinhold Heuer. Lutherverlag, 
Poſen (Poznan, Fr. Ratajczaka 20), 1935. 89 Seiten. Preis 
Gegenwert von 2,80 Zloty. — Der Verfaſſer, Pfarrer 
D. Heuer, iſt durch feine geſchichtlichen Studien, die ſich 
zumeiſt mit ſeiner engeren Heimat, Thorn und Umgebung, 
befaſſen, weiteren Kreiſen bekannt. In dem vorliegenden 
Buch gibt er ein gutes Beiſpiel dafür, wie ſich die Ahnen⸗ 
forſchung eines Einzelnen, richtig betrieben, zu einer 
hiſtoriſchen Studie von allgemeinem Intereſſe ausweiten 
läßt. Urſprünglich hatte Heuer, wie er einleitend ſchreibt, 
die Abſicht, eine Geſchichte ſeiner Vorfahren und derjenigen 
ſeiner Frau zu ſchreiben. Seine Vorfahren haben als 
Bauern in der Thorner Weichſelniederung, in Neſſau und 
Rudak, geſeſſen, die ſeiner Frau haben durch Jahrhunderte 
hindurch in Thorn ſelbſt als angeſehene Bürger eine Rolle 
geſpielt. Die Geſchichte der Sippen, die Heuer ſchreibt, wird 
zu einer Geſchichte der Niederung und zu einer kleinen 
Chronik der Stadt Thorn. Dr. K. 


Die Entwicklung der polniſchen Handelsvertrags politik. 
Von Dr. Gero Wolfgang Frh. von Gersdorff. Junker 
und Dünnhaupt Verlag, Berlin 1935. 177 Seiten. Preis 
6,— RAM. — Die Arbeit Gersdorffs iſt als Heft 13 der von 
dem Berliner Wirtſchaftswiſſenſchaftler Wiskemann heraus⸗ 
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gegebenen Schriftenreihe „Neue Deutſche Forſchungen“ er⸗ 
ſchienen. Aus den raums, ſozial⸗ und wirtſchaftspolitiſchen 
Vorausſetzungen entwickelt und erklärt der Verfaſſer die 
polniſche Handelsvertragspolitik. Er unterſcheidet drei 
Etappen dieſer Politik. Die erſte (bis 1925) diente, bei 
tatſächlicher Abhängigkeit von Deutſchland, dazu, Polen 
überhaupt erſt einmal in handelsvertragliche Beziehungen 
mit möglichſt vielen Staaten zu bringen; die zweite (bis 
1932/33) wurde durch das Streben nach Verſelbſtändigung 
des polniſchen Außenhandels und nach Erſchließung neuer 
Märkte gekennzeichnet; die dritte ſteht unter dem beherr⸗ 
ſchenden Eindruck tiefgreifender Aenderungen des Welt— 
wirtſchafts⸗- und Kapitalverkehrs. In jeder dieſer Phaſen 
bildete die polniſche Handelsvertragspolitik ihre durch Vor— 
ausſetzungen und Abſichten bedingten techniſchen Beſonder⸗ 
heiten heraus. Deren Darſtellung iſt in der Hauptſache die 
Arbeit Gersdorffs gewidmet. Sie reicht bis Ende 1934. Dr. K. 


Die Heiraten der Romanows und der deutſchen Fürften- 
häuſer im 18. und 19. Jahrhundert und ihre Bedeutung in 
der Bündnispolitik der Oſtmächte. Von Dr. Martha 
Lindemann. Ferdinand Dümmlers Verlag, Berlin und 
Bonn 1935. 176 Seiten. Kart. 4,80 7 /. — Die Arbeit iſt 
als Heft 2 der von Martin Spahn herausgegebenen Reihe 
„Das Reich und Mitteleuropa“ erſchienen. Von Katharina 
der Großen bis Bismarck iſt das Mit- und Gegeneinander 
der drei Großmächte Preußen, Oeſterreich und Rußland in 
entſcheidendem Maße von den verwandtſchaftlichen Ver— 
bindungen unter den regierenden Familien mitbeſtimmt 
worden. Vor allem im Kampf gegen Napoleon hat ſich das 
Geflecht der dynaſtiſchen Bande als eine wirkſame Waffe 
erwieſen. Das Zuſtandekommen der Heiligen Allianz wäre 
ohne die familienpolitiſche Vorarbeit, die von einigen der 
regierenden Frauen geleiſtet wurde, kaum denkbar geweſen. 
Die Koburger Familienpolitik, die Bismarck ſo viel zu 
ſchaffen machte, löſte und verwirrte das durch Generationen 
ſorgſam gepflegte Netz verwandtſchaftlicher Beziehungen 
zwiſchen Petersburg, Berlin und anderen deutſchen Fürſten⸗ 
höfen. Vor allem aber traten im Laufe des 19. Jahrhunderts 
neben und vor die dynaſtiſchen Bindungen andere, aus den 
Völkern ſelbſt wachſende Kräfte als geſchichtlich geſtaltende 
Faktoren in den Vordergund. Es hätte die gründliche 
Arbeit der Verfaſſerin belebt und aufgelockert, wenn mit— 
unter die politiſchen und perſönlichen Motive der dynaſti— 
ſchen Eheſchließungen ſtärker herausgearbeitet worden 
wären. Dr. K. 


Oeſterreichiſche Geſchichten aus dem Jahre 1933. Von 
Chriſtian Kreuzhakler. 154 Seiten Oktav, kartoniert 
2,50 . Verlag Georg Callwey, München, 1935. — Was 
in dieſem Buche erzählt wird, hat ſich in den erſten Monaten 
nach dem Verbot der Nationalſozialiſtiſchen Partei in 
Oeſterreich ereignet. Es find einige Epiſoden, die das täg⸗ 
liche Leben des Kampfes für Hitler, in dem das deutſche 
Volk Defterreichs ſteht, trefflich ſchildern. „Ein neues Oeſter⸗ 
reich wird in dieſen Menſchen lebendig, das härter, zucht⸗ 
voller, klarer iſt als das alte Oeſterreich der Habsburger. 
und vor allem ein Oeſterreich, das deutſch iſt, nichts anderes 
als deutſch“, ſo ſchreibt im Vorwort der Verfaſſer, der ſeinen 
richtigen Namen natürlich nicht nennen kann. Herz⸗ 
erfriſchend iſt die ungebeugte Selbſtverſtändlichkeit, mit der 
Bauern, Arbeiter, Frauen und Jungen ſich zu Deutſchland 
bekennen; und ergreifend iſt die tiefe Gläubigkeit, mit der 
fie ins Reich hinüberblicken. „Deutſche Geſchichten aus 
Oeſterreichs tiefſter Erniedrigung“ müßte das Buch heißen. 


Vorarbeiter Czyz. Von Ferdinand Goetel. Paul 
Kupfer Verlag, Breslau. Brückenbücherei Nr. 7. 61 Seiten. 
Pappband 0,80 7 /¼. — Dieſe kleine Erzählung des bekann— 


ten polniſchen Schriftſtellers führt in ein Kriegsgefangenen— 
lager in den Sümpfen Turkeſtans. 


Die Gefangenen ſind 
mit ſchwierigen Arbeiten, die ihre Energie und ihre Diſziplin 
erlahmen laſſen, beſchäftigt. Als die Autorität des Lager- 
leiters und der Wachmannſchaft verſagen, da iſt es der 
Vorarbeiter Czyz, der durch fein Beiſpiel die andern wieder 
hochreißt. Es iſt das Ethos der Arbeit, das die Revolte über⸗ 
windet. Mit ſparſamen Strichen, aber doch überzeugend, 
iſt die Geſtalt dieſes Arbeitsmenſchen gezeichnet. Die Ueber⸗ 
ſetzung der Erzählung aus dem Polniſchen hat Heinrich 
Koitz beſorgt. Dr. K. 


